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Beschlussvorschlag
1. Die im Rahmen der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung zum Entwurf des 

Bebauungsplans (B-Plans) Nr. 69(1)/12-19 „Dr.-Schwentner-Straße“ eingegan-
genen Stellungnahmen wurden geprüft und werden wie folgt behandelt: 
- siehe Ergänzungsblätter 1 bis 3 zu diesem Beschluss -
Über die aufgeführten Einzelbeschlüsse wird innerhalb einer Abstimmung zu 
dieser Beschlussvorlage entschieden.

2. Der geänderte B-Plan-Entwurf und seine Begründung sollen erneut öffentlich 
ausgelegt werden. Hierzu wird gemäß § 4a (3) Satz 2 BauGB bestimmt, dass 
Stellungnahmen nur zu den geänderten oder ergänzten Teilen abgegeben 
werden können.

Beratungsergebnis
Gremium Sitzung am TOP

einstimmig mit Stimmen-
mehrheit ja nein Enthaltung

laut 
Beschluss-
vorschlag

abweichender 
Beschluss 
(Rücks.)



Sachverhalt
Zum Entwurf des B-Plans fand nach vorangegangener Beratung seiner Inhalte im 
Ausschuss für Stadtentwicklung und Bau in der Zeit vom 22.02. bis 23.03.2021 
die Öffentlichkeitsbeteiligung statt. Parallel dazu wurden sowohl die von der Pla-
nung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die Nach-
bargemeinden als auch das Amt für Raumordnung und Landesplanung Mecklen-
burgische Seenplatte beteiligt. Der vorliegende Abwägungsbeschluss behandelt 
alle Stellungahmen, die für die Planung relevante Sachverhalte enthalten. 
Aufgrund dieses Abwägungsbeschlusses bedarf es einer nochmaligen öffentli-
chen Auslegung des B-Plans. Da die nicht von den Änderungen betroffenen Fest-
setzungen hinreichend abgestimmt sind und nicht noch einmal zur Diskussion 
gestellt werden sollen, wird die Möglichkeit der Stellungnahme nur auf die Ände-
rungen bezogen. Das bedeutet, dass für die übrigen Festsetzungen das Planver-
fahren als abgeschlossen betrachtet werden kann, soweit keine bislang nicht 
vorhersehbaren neuen Aspekte auftreten.

Finanzielle Auswirkungen
Im laufenden Haushaltsjahr:  In Folgejahren:
 
X Nein  X Nein  

Ja  Ja einmalig jährlich
  

Ergebnishaushalt:  Ergebnishaushalt:  
Produkt/ Konto :

 
Produkt/ Konto:
 

Aufwendungen Erträge  Aufwendungen Erträge
Alt: 0 € 0 €  Alt: 0 € 0 €
Neu: 0 € 0 €  Neu: 0 € 0 €

  
Finanzhaushalt:  Finanzhaushalt  
Produkt/ Konto :   

Maßnahme-Nr.:   
Auszahlungen Einzahlungen  Auszahlungen Einzahlungen

Alt: 0 € 0 €  Alt: 0 € 0 €
Neu: 0 € 0 €  Neu: 0 € 0 €

  

    
Finanzielle Mittel stehen:
      

auf anderem Produktkonto zur Verfügung (Deckungsvorschlag)
Ergebnishaushalt: 0 € Produkt / Konto:  
Finanzhaushalt: 0 € Produkt / Konto:  

Maßnahme-Nr.:  
 

nicht zur Verfügung (kein Deckungsvorschlag)  

                
Bemerkungen:  

Anlagen
1 Ergänzungsblätter 1 bis 3 zur Beschlussvorlage 

2 Verteilerliste TÖB B-Plan Nr. 69(1)/12-19

3 Stellungnahmen zum Entwurf B-Plan Nr. 69(1)/12-19



4 B-Plan Nr. 69(1)/12-19 Dr.-Schwentner-Straße Entwurf Februar 2021 

5 Begründung B-Plan Nr. 69(1)/12-19 Dr.-Schwentner-
Straße_Entwurf.pdf 

6 AFB B-Plan Nr. 69(1)/12-19 Dr.-Schwentner-Str 

Stadtpräsident Siegel  Bürgermeister
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Ergänzungsblatt 1 zur Beschlussvorlage VO(S)/2021/656 
(Abwägungsbeschluss B-Plan Nr. 69(1)/12-19) 
 
 
1. Prüfung der im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung abgegebenen Stellungnahmen 
 
Zum B-Plan-Entwurf wurden im Rahmen seiner öffentlichen Auslegung folgende Stellungnah-
men abgegeben: - siehe Anlage: Kopien der Stellungnahmen -. 
 
2. Prüfung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 
Zum B-Plan-Entwurf wurden die folgenden Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belan-
ge beteiligt: - siehe Anlage: Verteilerliste -. 
Vom Landkreis Mecklenburgische Seenplatte und von der Stadtwerke Neustrelitz GmbH wur-
den Stellungnahmen abgegeben, die für die Planung relevante Anregungen bzw. Hinweise 
enthalten (siehe Anlage: Kopien der Stellungnahmen).  
 
3. Ergebnis der Prüfung der Stellungnahmen (Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB) 
 
3.1  Stellungnahme von ID 1 
 
a)  ID 1 führt folgende Gründe auf, aus denen der B-Plan nicht realisiert werden sollte: 

Lebensraumverlust für Mensch, Tier, Pflanzen; Lärm durch die 25 geplanten Eigenheime 
bzw. die „Großbaustelle“, Entschädigungen, Fachbeitrag Artenschutz. Er regte an, zu-
nächst das Sanierungskataster der Stadt abzuarbeiten. 

 
Beschluss zu a) 
 
Die Stadtvertretung nimmt die aufgeführten Gründe zur Kenntnis, bewertete sie jedoch nicht als 
so schwerwiegend, dass deshalb auf das weitere Planverfahren bzw. die damit verfolgten Ziele 
verzichtet werden soll. Vielmehr wird für die Deckung der der Ausweisung der Bauflächen zu-
grundeliegenden starken Nachfrage dieser Standort wegen seiner Lage und Vorprägung als 
besonders geeignet bewertet. Für diese Bedarfsdeckung kommen derzeit keine Standorte in-
frage, auf denen die Auswirkungen auf die besagten Lebensräume geringer ausfallen würden. 
Eher muss eingeschätzt werden, dass angesichts nur sehr begrenzt zur Verfügung stehender 
Alternativflächen bei einem Verzicht auf die Planung mit einem Ausweichen der Interessenten 
auf Standorte im Umland der Stadt zu rechnen ist. Dies hätte wesentlich größere Auswirkungen 
auf die Umweltschutzgüter zu Folge als bei der vorliegenden Planung. Deren Umweltauswir-
kungen werden im Verhältnis zu den mit der Planung verfolgten Zielen der Stadtentwicklung als 
vertretbar eingeschätzt.  
Gleiches trifft auf die mit den neu entstehenden Wohngebäuden während der Bauphase und 
nach Realisierung verbundenen Lärmemissionen bzw. -immissionen zu. Eine nicht vertretbare 
Beeinträchtigung insbesondere der derzeit vorhandenen Wohnnutzungen ist hierdurch nicht zu 
erwarten.  
Sowohl diesbezüglich als auch aus anderen Gründen ist nicht ersichtlich bzw. zu befürchten, 
dass aus der Planung Entschädigungsansprüche abgeleitet werden könnten.  
Hinsichtlich des Verweises auf den Fachbeitrag Artenschutz ist festzustellen, dass die dort ge-
gebenen relevanten Empfehlungen zur Sicherstellung einer hinreichenden Berücksichtigung 
der Artenschutzbelange im B-Plan Niederschlag finden.  
Der Empfehlung, zunächst das (Bauland-) und Sanierungskataster „abzuarbeiten“, hat die 
Stadt bereits in der Vergangenheit sehr maßvoll in Form der vorrangigen Nutzung bzw. Aktivie-
rung von Baulücken und sanierungsbedürftigen Gebäude entsprochen. Gerade weil in diesem 
Kataster keine relevanten Potenziale mehr verfügbar sind, bedarf es u. a. der vorliegenden 
Planung.  
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3.2  Stellungnahme von ID 2 
 
a) ID 2 schlägt in Form von zwei Varianten vor, den Anteil der Grundstücke, auf denen eine 

Bebauung mit zwei (Voll-)Geschossen möglich ist, trotz der bestehenden Nachfrage nach 
„Bungalows“ aus ökologischen und stadträumlichen Gründen zulasten der für eine Einge-
schossigkeit vorgesehenen Grundstücke zu erhöhen. Damit solle dem durch ihn einge-
schätzten Trend eines diesbezüglichen Nachfragewandels insbesondere durch junge Fa-
milien aus dem Umland und aus Ballungszentren entsprochen werden. Zudem verweist er 
auf den aus seiner Sicht entstehenden positiven städtebaulichen Effekt einer „Betonung“ 
der Ecken bzw. die Bedeutung einer entsprechenden Einfassung des Wohngebiets 

 
Beschluss zu a) 
 
Den Argumenten und städtebaulichen Ansätzen wird seitens der Stadtvertretung grundsätzlich 
gefolgt. Inwieweit der vorausgesagte Trend tatsächlich eintritt, ist derzeit allerding schwer ein-
schätzbar. Festzustellen ist vielmehr, dass ein erheblicher Teil der Interessenten, einschließlich 
solcher aus dem Umland bzw. aus dem Berliner Raum, eine Bebauung mit dem Bautyp „Bun-
galow“ bevorzugt. Wenn dem Vorschlag der Verschiebung des Bereichs der zweigeschossigen 
Bebauung um jeweils zwei Grundstücke uneingeschränkt gefolgt wird, würden für den „Bunga-
lowtyp“ auf den städtischen Flächen maximal 5 der geplanten 16 Grundstücke zur Verfügung 
stehen. Bei einer Verschiebung des diesbezüglichen Bereichs um beidseitig lediglich ein 
Grundstück verblieben noch maximal 7 stadteigene Grundstücke, auf denen neben einer an-
derthalbgeschossigen auch eine Bungalowbebauung möglich ist. Da dies zudem der besagten 
„Einfassung“ bzw. Betonung der Eckpunkte des Baugebiets im Zusammenhang mit dem Ver-
lauf der Erschließungsstraße städtebaulich noch besser nachkommt, soll der Planentwurf ledig-
lich in dieser Form geändert werden und somit den Vorschlägen von ID 2 nur teilweise gefolgt 
werden.  
 
3.3   Stellungnahme des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte 
 
a)  Der Landkreis äußert Bedenken hinsichtlich der als Bezugspunkt für die festgesetzten Hö-

hen gewählten öffentlichen Verkehrsfläche, da deren Höhen derzeit noch nicht feststehen 
und die Grundstücke somit erst nach abschließender Ausarbeitung der Straßenplanung 
bebaut werden dürften. Zudem wird empfohlen, den Regelquerschnitt der Straße ebenfalls 
mit in die Planunterlagen aufzunehmen. 

 
Beschluss zu a) 
 
Die Bedenken des Landkreises zur Festsetzung des Höhenbezugspunktes sind unbegründet, 
da tatsächlich sichergestellt ist, dass eine Bebauung der Grundstücke nicht vor Vorlage der 
Straßenplanung einschließlich der Höhen der Straßenbefestigung erfolgt. Die Erstellung der 
diesbezüglichen Planung ist bis zum Ende dieses Jahres vorgesehen. Auf deren Grundlage 
erfolgt dann die erste Erschließungsphase, in der die Planstraße in Baustraßenqualität errichtet 
wird. Erst danach ist die Errichtung der Wohngebäude möglich, d. h. für deren Planung können 
exakte Angaben zur Höhe der Erschließungsstraße verwendet werden. Auch weil sich diese 
Festsetzung im Gegensatz zu einem Bezug z. B. zur Geländehöhe in den bisherigen B-Plänen 
der Stadt bewährt hat, soll an ihr festgehalten werden.   
Die Aufnahme des Regelquerschnitts der Planstraße in die Bauunterlagen wird von der Stadt 
als nicht erforderlich angesehen. Die diesbezüglichen Ausweisungen in der Planzeichnung und 
Darlegungen unter Punkt 5.4 der Begründung sind grundsätzlich ausreichend. Sie entsprechen 
dem Rahmen möglicher Festsetzungen und üblicher Erläuterungen von B-Plänen. Sollte die 
Erschließungsplanung zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses bereits in einer hinreichend 
abgestimmten Form vorliegen, bestehen allerdings keine Bedenken, den Regelquerschnitt zur 
Information der Begründung des B-Plans beizufügen. 
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Ergänzungsblatt 2 zur Beschlussvorlage VO(S)/2021/656 
(Abwägungsbeschluss B-Plan Nr. 69(1)/12-19) 
 
b) Der Landkreis weist darauf hin, dass das Gebiet eine eingeschränkte Freigabe als kampf-

mittelberäumte Fläche hat und empfiehlt eine diesbzügliche abschließende Klärung bis 
zum Satzungsbeschluss. Zudem fordert er, den Erschließungsträger und die Bauherren 
auf § 5 KampfmittelVO hinzuweisen. 

 
Beschluss zu b) 
 
Wie aus den Darlegungen im letzten Absatz des Punktes 5.5 der Begründung hervorgeht, ist 
der Stadt diese Thematik bekannt und sie ist bestrebt, eine entsprechende abschließende Klä-
rung bis zum Abschluss des Planverfahrens herbeizuführen. Der Hinweis auf § 5 der Kampfmit-
telverordnung, in dem das Verhalten beim Entdecken von Kampfmitteln geregelt ist, wird er-
gänzend in die nachrichtlichen Übernahmen des B-Plans aufgenommen. 
 
c) Seitens der unteren Wasserwirtschaft des Landkreises wird im Zusammenhang mit der 

Feststellung, dass dem B-Plan-Entwurf kein Konzept für die Niederschlagsentwässerung 
der Erschließungsstraße vorliegt, darauf hingewiesen, dass für diverse Fälle der Nieder-
schlagswasserableitung eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich ist. 

 
Beschluss zu c) 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und bei der Erschließungsplanung entsprechend 
berücksichtigt. Da abschließende Aussagen zur Entwässerung des im Bereich der Planstraße 
anfallenden Niederschlagswassers erst im Zuge dieser Planung getroffen werden (können), 
sind Aussagen dazu im B-Plan bzw. seiner Begründung nicht möglich und auch nicht erforder-
lich. 
 
d)  Nach Unterlagen der unteren Wasserbehörde befindet sich das Plangebiet in einem Nie-

dermoorstandort bzw. grenzt an diesen an, weshalb erwartet wird, dass es dort zu hoch 
anstehendem Schichtenwasser kommen kann. Die Ableitung von Schichtenwasser mittels 
Drainagen wird untersagt, weshalb eine Unterkellerung vermieden werden sollte. Zudem 
soll die südliche Grünfläche im jetzigen Zustand erhalten bleiben. 
 

Beschluss zu d): 
 
Gemäß der im Auftrag der Stadt Anfang des Jahres durchgeführten Baugrunduntersuchungen 
steht im Plangebiet grundsätzlich tragfähiger Baugrund an. Bei den entsprechenden Sondie-
rungen, die auf jedem der geplanten Grundstücke erfolgten, wurde Wasser in einer Tiefe zwi-
schen in der Regel 1,30 m und 2,60 m angetroffen. Auch unter Berücksichtigung, dass dieser 
Wasserstand jahreszeitlichen Schwankungen von bis zu 0,5 m ausgesetzt ist, wird eine Errich-
tung von Kellern nur unter erhöhtem Aufwand möglich sein. Generell soll dies aber nicht unter-
sagt werden, allerdings der Hinweis der unteren Wasserbehörde entsprechend aufgenommen 
werden.  
Zur südlichen Grünfläche beinhaltet der B-Plan unter der textlichen Festsetzung Nr. 3.3 Rege-
lungen, nach denen die Fläche erst nach einer Beseitigung des dortigen windbruchgefährdeten 
Baumbestandes und folgender Ergänzungspflanzung weitestgehend der natürlichen Sukzessi-
on überlassen werden soll. Daran soll auch unter dem Gesichtspunkt einer Bestätigung dieser 
Festsetzung durch die untere Naturschutzbehörde festgehalten werden. 
 
e)  Die untere Naturschutzbehörde (UNB) fordert die strikte Beachtung der im artenschutz-

rechtlichen Fachbeitrag enthaltenen Vermeidungsmaßnahme in Form einer Baufeldfreima-
chung ausschließlich außerhalb der Brutzeit (01. März bis 15. August) sowie eine nochma-
lige Kontrolle der Fläche auf das Vorkommen von Amphibien und Reptilien durch eine öko-
logische Baubegleitung vor einer Baufeldfreimachung ab 15. August.   
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Beschluss zu e): 
 
Auf die Übernahme der benannten Vermeidungsmaßnahme als textliche Festsetzung wurde 
bewusst verzichtet, da sie für nicht erforderlich erachtet wird. Ein pauschaler Ausschluss der 
Baufeldfreimachung im Zeitraum vom 01.03. bis 15.08. ist anhand der Ergebnisse der durchge-
führten Begutachtung des Vorhandenseins von Vogelarten im Plangebiet nicht zu rechtfertigen. 
Dazu hätten Brutstätten am Boden festgestellt werden müssen, was nicht der Fall ist. Hierfür 
kommen lediglich Gehölze infrage, die zum einen auf dem Großteil der künftigen Baugrundstü-
cke nicht vorhanden sind und zum anderen ohnehin gemäß § 39 BNatSchG im Zeitraum vom 
01.03. bis 30.09. nicht entfernt werden dürfen. Auf Letzteres wird unter Punkt 5.4 der textlichen 
Festsetzungen in Form einer nachrichtlichen Übernahme explizit hingewiesen.  
Auch ist nicht nachvollziehbar, weshalb vor einer Baufeldfreimachung nach dem 15.08. eine 
nochmalige fachliche Begutachtung auf das Vorkommen von Amphibien und Reptilien erfolgen 
soll. Während des den hierfür relevanten Empfehlungen entsprechenden Zeitraums der Unter-
suchung des Plangebiets auf das Vorkommen dieser Tierarten (Mai bis August 2020) wurden 
lediglich in einem laut Artenschutzfachbeitrag abgrenzbaren Bereich im Südosten des Plange-
biets zwei Ringelnattern sowie eine geringe Zahl von Teichfrösche im an das Plangebiet an-
grenzenden Teich angetroffen. Der Verlauf der Planstraße wurde daraufhin nach Norden ver-
schwenkt und die Tiefe der Baugrundstücke reduziert (siehe hierzu auch Ausführungen unter 
Punkt 5.5 der Begründung). Zudem stellt dieses Teilgebiet (bis auf einen Einzelbaum im Nord-
westen) den einzigen Bereich des Plangebiets dar, auf dem sich innerhalb der Baufelder Ge-
hölzbestand befindet, der ohnehin nicht bzw. nur mit einem entsprechenden Nachweis, dass 
dieser keine geschützten Arten beheimatet, im vorgenannten Zeitraum entfernt werden darf.  
Sofern der seitens der Stadt geplante Termin des Baubeginns zur Errichtung der Planstraße 
vor dem 01.03.2022 nicht gehalten werden kann, wird sie dennoch vor Freimachung der Er-
schließungsstraße eine nochmalige Begutachtung auf das dortige Vorkommen geschützter 
Arten vornehmen. Dies ebenfalls jedem privaten Bauherrn mittels einer entsprechenden Fest-
setzung im B-Plan aufzuerlegen, wird seitens der Stadtvertretung aus den benannten Gründen 
für nicht gerechtfertigt erachtet. 
 
f)  Seitens der UNB wird gefordert, die zentral gelegene private Grünfläche so zu gestalten 

und zu pflegen, dass potenziell vorkommende Tierarten dort einen Ausweichlebensraum 
finden. Im Bereich der südlichen Grünfläche sollen durch geeignete Maßnahmen dortige 
Ablagerungen oder sonstige Beeinträchtigungen verhindert werden. 

 
Beschluss zu f): 
 
Die unter Nr. 3.2 getroffene Festsetzung entspricht der Empfehlung des Artenschutzfachbeitrags  
und wird seitens der Stadtvertretung als ausreichend angesehen, um das von der UNB benannte  
Ziel auf der privaten Grünfläche zu erreichen. Bezüglich der südlichen Grünfläche wird die Stadt im 
Zuge der Umsetzung des B-Plans prüfen, inwieweit hierfür Maßnahmen infrage kommen. 
 
 g) Aus bodenschutz- und abfallrechtlicher Sicht fordert der Landkreis, die Belange des Bo-

denschutzes unter Darstellung aufgelisteter Punkte zu berücksichtigen.  
 
Beschluss zu g) 
 
Hierzu ist klarzustellen, dass der B-Plan im beschleunigten Verfahren aufgestellt wird, womit für 
Eingriffe kein Ausgleich erforderlich ist. Zudem findet in diesem Verfahren keine förmliche Um-
weltprüfung in Form einer Abarbeitung des benannten Katalogs dabei zu berücksichtigender 
Punkte statt. Unabhängig von dieser rechtlichen Tatsache ist unter Verweis auf die entspre-
chenden Ausführungen unter Punkt 5.5 der Begründung festzustellen, dass die Belange des 
Bodenschutzes bei der Aufstellung des B-Plans hinreichend Berücksichtigung gefunden haben.   
Die Hinweise zum Bodenschutz im Zusammnhang mit Baumaßnahmen sprengen den Umfang 
möglicher bzw. notwendiger Festsetzungen des B-Plans, zumal sie im Wesentlichen auf 
grundsätzlich einzuhaltende gesetzliche Regelungen verweisen. 
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Ergänzungsblatt 3 zur Beschlussvorlage VO(S)/2021/656 
(Abwägungsbeschluss B-Plan Nr. 69(1)/12-19) 
 
h)  Der Landkreis stellt fest, dass die in der Planzeichnung verwendete Knödellinie im B-Plan 

das Maß der baulichen Nutzung abgrenzt und erachtet deshalb eine Anpassung der be-
züglich dieses Planzeichens benannten Rechtsgrundlage auf § 16 Abs. 5 BauNVO für er-
forderlich. 

 
Beschluss zu h): 
  
Grundsätzlich wird seitens der Stadt die im Zusammenhang mit diesem Planzeichen auf dem  
B-Plan vermerkte Rechtsgrundlage als hinreichend eingeschätzt, da die Planzeichenverord-
nung hierbei u. a. auf § 16 Abs. 5 BauNVO als „Ermächtigungsgrundlage“ verweist. Zur Klar-
stellung wird die Erklärung dieses Planzeichens durch den Passus „i. V. m. § 16 Abs. 5  
BauNVO“ ergänzt. 
  
i)  Der Landkreis empfiehlt, im Hinblick auf die Regelungen in den Nutzungsschablonen im 

WA3 einen Bezug auf die unter Nr. 4.5 des Textteils geregelte Festsetzung zu dort zuläs-
sigen Dachneigungen herzustellen. 
 

Beschluss zu i): 
 
Der Empfehlung des Landkreises wird in Form eines Verweises auf diese textliche Festsetzung 
in der Nutzungsschablone gefolgt. 
 
3.5  Stellungnahme der Stadtwerke Neustrelitz GmbH 
 
a) Die Stadtwerke Neustrelitz GmbH gibt Hinweise zur medienseitigen Erschließung des B-

Plan-Gebiets und weist zudem darauf hin, dass für geplante Bepflanzungen entlang der 
Planstraße ein Mindestabstand von 2,5 m zu den Ver- und Entsorgungsanlagen einzuhal-
ten ist. 

 
Beschluss zu a) 
 
Sofern dies noch nicht in der Begründung zum B-Plan enthalten ist, werden die Hinweise dort 
aufgenommen. 
Hinsichtlich der Forderung nach einem Mindestabstand der Bepflanzungen zu Ver- und Ent-
sorgungsanlagen ist klarzustellen, dass es sich bei den diesbezüglichen Festsetzungen anzu-
pflanzender Einzelbäume um zwingend einzuhaltende Regelungen des B-Plans handelt. Somit 
müssen diese u. a. bei der Planung neu zu verlegender Leitungen beachtet werden. Demzufol-
ge sind die Ver- und Entsorgungsanlagen so zu planen, dass diese den geforderten Abstand 
von den geplanten Bäumen einhalten, was angesichts der dafür verfügbaren Flächen ohne 
weiteres möglich ist.  
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Ergänzungsblatt 1 zur Beschlussvorlage VO(S)/2021/656 
(Abwägungsbeschluss B-Plan Nr. 69(1)/12-19) 
 
 
1. Prüfung der im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung abgegebenen Stellungnahmen 
 
Zum B-Plan-Entwurf wurden im Rahmen seiner öffentlichen Auslegung folgende Stellungnah-
men abgegeben: - siehe Anlage: Kopien der Stellungnahmen -. 
 
2. Prüfung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 
Zum B-Plan-Entwurf wurden die folgenden Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belan-
ge beteiligt: - siehe Anlage: Verteilerliste -. 
Vom Landkreis Mecklenburgische Seenplatte und von der Stadtwerke Neustrelitz GmbH wur-
den Stellungnahmen abgegeben, die für die Planung relevante Anregungen bzw. Hinweise 
enthalten (siehe Anlage: Kopien der Stellungnahmen).  
 
3. Ergebnis der Prüfung der Stellungnahmen (Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB) 
 
3.1  Stellungnahme von ID 1 
 
a)  ID 1 führt folgende Gründe auf, aus denen der B-Plan nicht realisiert werden sollte: 

Lebensraumverlust für Mensch, Tier, Pflanzen; Lärm durch die 25 geplanten Eigenheime 
bzw. die „Großbaustelle“, Entschädigungen, Fachbeitrag Artenschutz. Er regte an, zu-
nächst das Sanierungskataster der Stadt abzuarbeiten. 

 
Beschluss zu a) 
 
Die Stadtvertretung nimmt die aufgeführten Gründe zur Kenntnis, bewertete sie jedoch nicht als 
so schwerwiegend, dass deshalb auf das weitere Planverfahren bzw. die damit verfolgten Ziele 
verzichtet werden soll. Vielmehr wird für die Deckung der der Ausweisung der Bauflächen zu-
grundeliegenden starken Nachfrage dieser Standort wegen seiner Lage und Vorprägung als 
besonders geeignet bewertet. Für diese Bedarfsdeckung kommen derzeit keine Standorte in-
frage, auf denen die Auswirkungen auf die besagten Lebensräume geringer ausfallen würden. 
Eher muss eingeschätzt werden, dass angesichts nur sehr begrenzt zur Verfügung stehender 
Alternativflächen bei einem Verzicht auf die Planung mit einem Ausweichen der Interessenten 
auf Standorte im Umland der Stadt zu rechnen ist. Dies hätte wesentlich größere Auswirkungen 
auf die Umweltschutzgüter zu Folge als bei der vorliegenden Planung. Deren Umweltauswir-
kungen werden im Verhältnis zu den mit der Planung verfolgten Zielen der Stadtentwicklung als 
vertretbar eingeschätzt.  
Gleiches trifft auf die mit den neu entstehenden Wohngebäuden während der Bauphase und 
nach Realisierung verbundenen Lärmemissionen bzw. -immissionen zu. Eine nicht vertretbare 
Beeinträchtigung insbesondere der derzeit vorhandenen Wohnnutzungen ist hierdurch nicht zu 
erwarten.  
Sowohl diesbezüglich als auch aus anderen Gründen ist nicht ersichtlich bzw. zu befürchten, 
dass aus der Planung Entschädigungsansprüche abgeleitet werden könnten.  
Hinsichtlich des Verweises auf den Fachbeitrag Artenschutz ist festzustellen, dass die dort ge-
gebenen relevanten Empfehlungen zur Sicherstellung einer hinreichenden Berücksichtigung 
der Artenschutzbelange im B-Plan Niederschlag finden.  
Der Empfehlung, zunächst das (Bauland-) und Sanierungskataster „abzuarbeiten“, hat die 
Stadt bereits in der Vergangenheit sehr maßvoll in Form der vorrangigen Nutzung bzw. Aktivie-
rung von Baulücken und sanierungsbedürftigen Gebäude entsprochen. Gerade weil in diesem 
Kataster keine relevanten Potenziale mehr verfügbar sind, bedarf es u. a. der vorliegenden 
Planung.  
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3.2  Stellungnahme von ID 2 
 
a) ID 2 schlägt in Form von zwei Varianten vor, den Anteil der Grundstücke, auf denen eine 

Bebauung mit zwei (Voll-)Geschossen möglich ist, trotz der bestehenden Nachfrage nach 
„Bungalows“ aus ökologischen und stadträumlichen Gründen zulasten der für eine Einge-
schossigkeit vorgesehenen Grundstücke zu erhöhen. Damit solle dem durch ihn einge-
schätzten Trend eines diesbezüglichen Nachfragewandels insbesondere durch junge Fa-
milien aus dem Umland und aus Ballungszentren entsprochen werden. Zudem verweist er 
auf den aus seiner Sicht entstehenden positiven städtebaulichen Effekt einer „Betonung“ 
der Ecken bzw. die Bedeutung einer entsprechenden Einfassung des Wohngebiets 

 
Beschluss zu a) 
 
Den Argumenten und städtebaulichen Ansätzen wird seitens der Stadtvertretung grundsätzlich 
gefolgt. Inwieweit der vorausgesagte Trend tatsächlich eintritt, ist derzeit allerding schwer ein-
schätzbar. Festzustellen ist vielmehr, dass ein erheblicher Teil der Interessenten, einschließlich 
solcher aus dem Umland bzw. aus dem Berliner Raum, eine Bebauung mit dem Bautyp „Bun-
galow“ bevorzugt. Wenn dem Vorschlag der Verschiebung des Bereichs der zweigeschossigen 
Bebauung um jeweils zwei Grundstücke uneingeschränkt gefolgt wird, würden für den „Bunga-
lowtyp“ auf den städtischen Flächen maximal 5 der geplanten 16 Grundstücke zur Verfügung 
stehen. Bei einer Verschiebung des diesbezüglichen Bereichs um beidseitig lediglich ein 
Grundstück verblieben noch maximal 7 stadteigene Grundstücke, auf denen neben einer an-
derthalbgeschossigen auch eine Bungalowbebauung möglich ist. Da dies zudem der besagten 
„Einfassung“ bzw. Betonung der Eckpunkte des Baugebiets im Zusammenhang mit dem Ver-
lauf der Erschließungsstraße städtebaulich noch besser nachkommt, soll der Planentwurf ledig-
lich in dieser Form geändert werden und somit den Vorschlägen von ID 2 nur teilweise gefolgt 
werden.  
 
3.3   Stellungnahme des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte 
 
a)  Der Landkreis äußert Bedenken hinsichtlich der als Bezugspunkt für die festgesetzten Hö-

hen gewählten öffentlichen Verkehrsfläche, da deren Höhen derzeit noch nicht feststehen 
und die Grundstücke somit erst nach abschließender Ausarbeitung der Straßenplanung 
bebaut werden dürften. Zudem wird empfohlen, den Regelquerschnitt der Straße ebenfalls 
mit in die Planunterlagen aufzunehmen. 

 
Beschluss zu a) 
 
Die Bedenken des Landkreises zur Festsetzung des Höhenbezugspunktes sind unbegründet, 
da tatsächlich sichergestellt ist, dass eine Bebauung der Grundstücke nicht vor Vorlage der 
Straßenplanung einschließlich der Höhen der Straßenbefestigung erfolgt. Die Erstellung der 
diesbezüglichen Planung ist bis zum Ende dieses Jahres vorgesehen. Auf deren Grundlage 
erfolgt dann die erste Erschließungsphase, in der die Planstraße in Baustraßenqualität errichtet 
wird. Erst danach ist die Errichtung der Wohngebäude möglich, d. h. für deren Planung können 
exakte Angaben zur Höhe der Erschließungsstraße verwendet werden. Auch weil sich diese 
Festsetzung im Gegensatz zu einem Bezug z. B. zur Geländehöhe in den bisherigen B-Plänen 
der Stadt bewährt hat, soll an ihr festgehalten werden.   
Die Aufnahme des Regelquerschnitts der Planstraße in die Bauunterlagen wird von der Stadt 
als nicht erforderlich angesehen. Die diesbezüglichen Ausweisungen in der Planzeichnung und 
Darlegungen unter Punkt 5.4 der Begründung sind grundsätzlich ausreichend. Sie entsprechen 
dem Rahmen möglicher Festsetzungen und üblicher Erläuterungen von B-Plänen. Sollte die 
Erschließungsplanung zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses bereits in einer hinreichend 
abgestimmten Form vorliegen, bestehen allerdings keine Bedenken, den Regelquerschnitt zur 
Information der Begründung des B-Plans beizufügen. 
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Ergänzungsblatt 2 zur Beschlussvorlage VO(S)/2021/656 
(Abwägungsbeschluss B-Plan Nr. 69(1)/12-19) 
 
b) Der Landkreis weist darauf hin, dass das Gebiet eine eingeschränkte Freigabe als kampf-

mittelberäumte Fläche hat und empfiehlt eine diesbzügliche abschließende Klärung bis 
zum Satzungsbeschluss. Zudem fordert er, den Erschließungsträger und die Bauherren 
auf § 5 KampfmittelVO hinzuweisen. 

 
Beschluss zu b) 
 
Wie aus den Darlegungen im letzten Absatz des Punktes 5.5 der Begründung hervorgeht, ist 
der Stadt diese Thematik bekannt und sie ist bestrebt, eine entsprechende abschließende Klä-
rung bis zum Abschluss des Planverfahrens herbeizuführen. Der Hinweis auf § 5 der Kampfmit-
telverordnung, in dem das Verhalten beim Entdecken von Kampfmitteln geregelt ist, wird er-
gänzend in die nachrichtlichen Übernahmen des B-Plans aufgenommen. 
 
c) Seitens der unteren Wasserwirtschaft des Landkreises wird im Zusammenhang mit der 

Feststellung, dass dem B-Plan-Entwurf kein Konzept für die Niederschlagsentwässerung 
der Erschließungsstraße vorliegt, darauf hingewiesen, dass für diverse Fälle der Nieder-
schlagswasserableitung eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich ist. 

 
Beschluss zu c) 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und bei der Erschließungsplanung entsprechend 
berücksichtigt. Da abschließende Aussagen zur Entwässerung des im Bereich der Planstraße 
anfallenden Niederschlagswassers erst im Zuge dieser Planung getroffen werden (können), 
sind Aussagen dazu im B-Plan bzw. seiner Begründung nicht möglich und auch nicht erforder-
lich. 
 
d)  Nach Unterlagen der unteren Wasserbehörde befindet sich das Plangebiet in einem Nie-

dermoorstandort bzw. grenzt an diesen an, weshalb erwartet wird, dass es dort zu hoch 
anstehendem Schichtenwasser kommen kann. Die Ableitung von Schichtenwasser mittels 
Drainagen wird untersagt, weshalb eine Unterkellerung vermieden werden sollte. Zudem 
soll die südliche Grünfläche im jetzigen Zustand erhalten bleiben. 
 

Beschluss zu d): 
 
Gemäß der im Auftrag der Stadt Anfang des Jahres durchgeführten Baugrunduntersuchungen 
steht im Plangebiet grundsätzlich tragfähiger Baugrund an. Bei den entsprechenden Sondie-
rungen, die auf jedem der geplanten Grundstücke erfolgten, wurde Wasser in einer Tiefe zwi-
schen in der Regel 1,30 m und 2,60 m angetroffen. Auch unter Berücksichtigung, dass dieser 
Wasserstand jahreszeitlichen Schwankungen von bis zu 0,5 m ausgesetzt ist, wird eine Errich-
tung von Kellern nur unter erhöhtem Aufwand möglich sein. Generell soll dies aber nicht unter-
sagt werden, allerdings der Hinweis der unteren Wasserbehörde entsprechend aufgenommen 
werden.  
Zur südlichen Grünfläche beinhaltet der B-Plan unter der textlichen Festsetzung Nr. 3.3 Rege-
lungen, nach denen die Fläche erst nach einer Beseitigung des dortigen windbruchgefährdeten 
Baumbestandes und folgender Ergänzungspflanzung weitestgehend der natürlichen Sukzessi-
on überlassen werden soll. Daran soll auch unter dem Gesichtspunkt einer Bestätigung dieser 
Festsetzung durch die untere Naturschutzbehörde festgehalten werden. 
 
e)  Die untere Naturschutzbehörde (UNB) fordert die strikte Beachtung der im artenschutz-

rechtlichen Fachbeitrag enthaltenen Vermeidungsmaßnahme in Form einer Baufeldfreima-
chung ausschließlich außerhalb der Brutzeit (01. März bis 15. August) sowie eine nochma-
lige Kontrolle der Fläche auf das Vorkommen von Amphibien und Reptilien durch eine öko-
logische Baubegleitung vor einer Baufeldfreimachung ab 15. August.   
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Beschluss zu e): 
 
Auf die Übernahme der benannten Vermeidungsmaßnahme als textliche Festsetzung wurde 
bewusst verzichtet, da sie für nicht erforderlich erachtet wird. Ein pauschaler Ausschluss der 
Baufeldfreimachung im Zeitraum vom 01.03. bis 15.08. ist anhand der Ergebnisse der durchge-
führten Begutachtung des Vorhandenseins von Vogelarten im Plangebiet nicht zu rechtfertigen. 
Dazu hätten Brutstätten am Boden festgestellt werden müssen, was nicht der Fall ist. Hierfür 
kommen lediglich Gehölze infrage, die zum einen auf dem Großteil der künftigen Baugrundstü-
cke nicht vorhanden sind und zum anderen ohnehin gemäß § 39 BNatSchG im Zeitraum vom 
01.03. bis 30.09. nicht entfernt werden dürfen. Auf Letzteres wird unter Punkt 5.4 der textlichen 
Festsetzungen in Form einer nachrichtlichen Übernahme explizit hingewiesen.  
Auch ist nicht nachvollziehbar, weshalb vor einer Baufeldfreimachung nach dem 15.08. eine 
nochmalige fachliche Begutachtung auf das Vorkommen von Amphibien und Reptilien erfolgen 
soll. Während des den hierfür relevanten Empfehlungen entsprechenden Zeitraums der Unter-
suchung des Plangebiets auf das Vorkommen dieser Tierarten (Mai bis August 2020) wurden 
lediglich in einem laut Artenschutzfachbeitrag abgrenzbaren Bereich im Südosten des Plange-
biets zwei Ringelnattern sowie eine geringe Zahl von Teichfrösche im an das Plangebiet an-
grenzenden Teich angetroffen. Der Verlauf der Planstraße wurde daraufhin nach Norden ver-
schwenkt und die Tiefe der Baugrundstücke reduziert (siehe hierzu auch Ausführungen unter 
Punkt 5.5 der Begründung). Zudem stellt dieses Teilgebiet (bis auf einen Einzelbaum im Nord-
westen) den einzigen Bereich des Plangebiets dar, auf dem sich innerhalb der Baufelder Ge-
hölzbestand befindet, der ohnehin nicht bzw. nur mit einem entsprechenden Nachweis, dass 
dieser keine geschützten Arten beheimatet, im vorgenannten Zeitraum entfernt werden darf.  
Sofern der seitens der Stadt geplante Termin des Baubeginns zur Errichtung der Planstraße 
vor dem 01.03.2022 nicht gehalten werden kann, wird sie dennoch vor Freimachung der Er-
schließungsstraße eine nochmalige Begutachtung auf das dortige Vorkommen geschützter 
Arten vornehmen. Dies ebenfalls jedem privaten Bauherrn mittels einer entsprechenden Fest-
setzung im B-Plan aufzuerlegen, wird seitens der Stadtvertretung aus den benannten Gründen 
für nicht gerechtfertigt erachtet. 
 
f)  Seitens der UNB wird gefordert, die zentral gelegene private Grünfläche so zu gestalten 

und zu pflegen, dass potenziell vorkommende Tierarten dort einen Ausweichlebensraum 
finden. Im Bereich der südlichen Grünfläche sollen durch geeignete Maßnahmen dortige 
Ablagerungen oder sonstige Beeinträchtigungen verhindert werden. 

 
Beschluss zu f): 
 
Die unter Nr. 3.2 getroffene Festsetzung entspricht der Empfehlung des Artenschutzfachbeitrags  
und wird seitens der Stadtvertretung als ausreichend angesehen, um das von der UNB benannte  
Ziel auf der privaten Grünfläche zu erreichen. Bezüglich der südlichen Grünfläche wird die Stadt im 
Zuge der Umsetzung des B-Plans prüfen, inwieweit hierfür Maßnahmen infrage kommen. 
 
 g) Aus bodenschutz- und abfallrechtlicher Sicht fordert der Landkreis, die Belange des Bo-

denschutzes unter Darstellung aufgelisteter Punkte zu berücksichtigen.  
 
Beschluss zu g) 
 
Hierzu ist klarzustellen, dass der B-Plan im beschleunigten Verfahren aufgestellt wird, womit für 
Eingriffe kein Ausgleich erforderlich ist. Zudem findet in diesem Verfahren keine förmliche Um-
weltprüfung in Form einer Abarbeitung des benannten Katalogs dabei zu berücksichtigender 
Punkte statt. Unabhängig von dieser rechtlichen Tatsache ist unter Verweis auf die entspre-
chenden Ausführungen unter Punkt 5.5 der Begründung festzustellen, dass die Belange des 
Bodenschutzes bei der Aufstellung des B-Plans hinreichend Berücksichtigung gefunden haben.   
Die Hinweise zum Bodenschutz im Zusammnhang mit Baumaßnahmen sprengen den Umfang 
möglicher bzw. notwendiger Festsetzungen des B-Plans, zumal sie im Wesentlichen auf 
grundsätzlich einzuhaltende gesetzliche Regelungen verweisen. 
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Ergänzungsblatt 3 zur Beschlussvorlage VO(S)/2021/656 
(Abwägungsbeschluss B-Plan Nr. 69(1)/12-19) 
 
h)  Der Landkreis stellt fest, dass die in der Planzeichnung verwendete Knödellinie im B-Plan 

das Maß der baulichen Nutzung abgrenzt und erachtet deshalb eine Anpassung der be-
züglich dieses Planzeichens benannten Rechtsgrundlage auf § 16 Abs. 5 BauNVO für er-
forderlich. 

 
Beschluss zu h): 
  
Grundsätzlich wird seitens der Stadt die im Zusammenhang mit diesem Planzeichen auf dem  
B-Plan vermerkte Rechtsgrundlage als hinreichend eingeschätzt, da die Planzeichenverord-
nung hierbei u. a. auf § 16 Abs. 5 BauNVO als „Ermächtigungsgrundlage“ verweist. Zur Klar-
stellung wird die Erklärung dieses Planzeichens durch den Passus „i. V. m. § 16 Abs. 5  
BauNVO“ ergänzt. 
  
i)  Der Landkreis empfiehlt, im Hinblick auf die Regelungen in den Nutzungsschablonen im 

WA3 einen Bezug auf die unter Nr. 4.5 des Textteils geregelte Festsetzung zu dort zuläs-
sigen Dachneigungen herzustellen. 
 

Beschluss zu i): 
 
Der Empfehlung des Landkreises wird in Form eines Verweises auf diese textliche Festsetzung 
in der Nutzungsschablone gefolgt. 
 
3.5  Stellungnahme der Stadtwerke Neustrelitz GmbH 
 
a) Die Stadtwerke Neustrelitz GmbH gibt Hinweise zur medienseitigen Erschließung des B-

Plan-Gebiets und weist zudem darauf hin, dass für geplante Bepflanzungen entlang der 
Planstraße ein Mindestabstand von 2,5 m zu den Ver- und Entsorgungsanlagen einzuhal-
ten ist. 

 
Beschluss zu a) 
 
Sofern dies noch nicht in der Begründung zum B-Plan enthalten ist, werden die Hinweise dort 
aufgenommen. 
Hinsichtlich der Forderung nach einem Mindestabstand der Bepflanzungen zu Ver- und Ent-
sorgungsanlagen ist klarzustellen, dass es sich bei den diesbezüglichen Festsetzungen anzu-
pflanzender Einzelbäume um zwingend einzuhaltende Regelungen des B-Plans handelt. Somit 
müssen diese u. a. bei der Planung neu zu verlegender Leitungen beachtet werden. Demzufol-
ge sind die Ver- und Entsorgungsanlagen so zu planen, dass diese den geforderten Abstand 
von den geplanten Bäumen einhalten, was angesichts der dafür verfügbaren Flächen ohne 
weiteres möglich ist.  



Verteilerliste Entwurf B-Plan Nr. 69(1)/12-19 „Dr.-Schwentner-Straße“  

 
 

 
1. Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 

Regionalstandort Waren (Müritz)  
Zum Amtsbrink 2  
17192 Waren (Müritz)  
  

2. Staatl. Amt für Landwirtschaft und Umwelt               
Mecklenburgische Seenplatte     
Neustrelitzer Str. 120        
17033 Neubrandenburg            
 

3. Forstamt Neustrelitz                                         
Wilhelminenhof 6  
17237 Blumenholz                          
                                                                               

4. Straßenbauamt Neustrelitz 
Hertelstraße 8 
17235 Neustrelitz 
 

5. Industrie- und Handelskammer  Neubrandenburg 
für das östliche Mecklenburg-Vorpommern 
Katharinenstraße 48 
17033 Neubrandenburg 
 

6. Handwerkskammer 
Friedrich-Engels-Ring 11 
17033 Neubrandenburg 
 

7. Wasser- und Bodenverband „Obere Havel/Obere Tollense“ 
Ihlenfelder Str. 119 
17034 Neubrandenburg 
 

8. Stadtwerke Neustrelitz 
Wilhelm-Stolte-Straße 90 
17235 Neustrelitz  
 

9. Deutsche Telekom Technik GmbH 
Dresdner Str. 78 
01445 Radebeul 
 

10. Vodafone Kabel Deutschland GmbH  
Eckdrift 81 
19061 Schwerin 
 

11. Mecklenburg-Vorpommersche-Verkehrsgesellschaft mbH 
Quitzerower Weg 13e 
17109 Demmin 
 

12. B.B. Reisen GmbH 
Gewerbepark Ost 15 
17235 Neustrelitz 
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1. Planungsanlass/ Gründe für die Aufstellung des B-Plans 
 
Die Stadtvertretung hat in ihrer Sitzung am 16.08.2012 beschlossen, einen B-Plan für das 
Gebiet „Dr.-Schwentner-Straße - westlicher Teil“ aufzustellen. Insbesondere aufgrund einer 
nicht absehbaren Klärung von Grundstücksverhältnissen bzw. -ankäufen musste Ende 2019 
festgestellt werden, dass eine Entwicklung des von diesem Aufstellungsbeschluss erfassten 
Gesamtgebiets derzeit ohne absehbare Erfolgsaussichten ist. Aus diesem Grund wurde am 
12.12.2019 beschlossen, das Planverfahren (vorerst) nur für den vom Geltungsbereich des 
vorliegenden B-Plans erfassten Teilbereich durchzuführen und dafür das beschleunigte Ver-
fahren gemäß § 13a BauGB anzuwenden. Grundstückseigentümer der vom B-Plan erfassten 
Flächen sind die Stadt und die Neustrelitzer Wohnungsgesellschaft mbH. Eine Vermarktung 
der zu erschließenden Flächen ist daher nach Schaffung des Baurechts kurzfristig möglich. 
Damit soll und kann der gegenwärtig äußerst starken Nachfrage nach Eigenheimgrundstü-
cken in einem absehbaren Zeitraum nachgekommen werden.  
 
Die Lenkung dieser Nachfrage nach Eigenheimstandorten auf diesen stadträumlich dem 
Stadtteil Neustrelitz/Innenstadt zugeordneten Bereich ermöglicht eine den Grundsätzen der 
Innenentwicklung folgende Nutzung bereits vorhandener infrastruktureller Angebote bzw. 
Gegebenheiten. Damit wird unter anderem dem im Leitbild der Stadt verankerten strategi-
schen Ziel der Konzentration der baulichen Entwicklung der Stadt auf in die Stadtstruktur 
integrierte Standorte entsprochen. 
 
Mangels anderer baurechtlicher Alternativen ist hierfür die Erarbeitung eines B-Plans erfor-
derlich. 
  
2. Rechtsgrundlagen/ Aufstellungsverfahren 
 
Die Aufstellung des B-Plans basiert auf folgenden wesentlichen Grundlagen des Baurechts: 
 
a) Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I 

S. 3634) zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 08.08.2020 ( BGBl. I S. 1728) 
 

Auf der Grundlage der Regelungen des § 13a BauGB wurde für die Aufstellung des B-
Plans das beschleunigte Verfahren angewendet. Dies fußt auf dem Sachverhalt, dass mit 
ihm eine Maßnahme zur Innenentwicklung der Stadt verbunden ist. Sie stellt sich als Wie-
dernutzbarmachung brachgefallener Flächen sowie Nachverdichtung gemäß § 13a (1) 
Satz 1 BauGB dar.  
Die Anwendung des beschleunigten Verfahrens wird zudem durch den Aspekt gestützt 
bzw. ermöglicht, dass die lt. B-Plan mögliche Gesamtgrundfläche unter der lt. § 13a (1) 
Satz 2 Nr. 1 BauGB geregelten Größe von insgesamt 20.000 m² liegt. 
Des Weiteren wird das Kriterium erfüllt, wonach mit dem B-Plan kein Vorhaben, das einer 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) unterliegt, vorbereitet 
oder begründet wird. Die mit ihm seitens der Stadt bezweckten Vorhaben fallen weder un-
ter die dazu getroffenen Regelungen der Anlage 1 des UVP-Gesetzes noch unter das 
diesbezügliche Landesrecht. Ebenso kann festgestellt werden, dass die Festsetzungen 
des B-Plans zur Art und zum Maß der Nutzung sowie zur verfügbaren bebaubaren 
Grundstücksfläche nicht ermöglichen, dass hier ein derartiges Vorhaben realisiert werden 
könnte. 
Ebenfalls trifft die unter § 13a (1) Satz 2 Nr. 2 BauGB geregelte Voraussetzung, dass kei-
ne Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von FFH- oder Vogelschutzgebieten beste-
hen, auf die vorliegende Planung zu. Derartige Gebiete befinden sich nicht in einem Um-
gebungsbereich zum Plangebiet, in dem entsprechende Beeinträchtigungen vermutet 
werden müssen. 

 
b) Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung -

BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786)  
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c) Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 

(Planzeichenverordnung - PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057) 
 

d) § 86 der Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15.12.2015 (GVOBl. M-V S. 344), zuletzt geändert durch Artikel 4 
des Gesetzes vom 05.07.2018 (GVOBI. M-V S. 221, 228) 

 
3. Lage und Größe des Plangebiets, bisherige Nutzung 
 
Das Plangebiet befindet im Norden des Stadtteils Neustrelitz/Innenstadt. Es liegt südlich und 
teilweise westlich der Dr.-Schwentner-Straße bzw. der dortigen Wohnhäuser Nr. 14 bis 40 
und 96 bis 99.  
 
Der Geltungsbereich des B-Plans umfasst die Flurstücke 138/10 und 138/14 bis 138/19 der 
Flur 20 sowie jeweils teilweise die Flurstücke 43 und 141 der Flur 21 der Gemarkung 
Neustrelitz mit einer Größe von ca. 4,37 ha. 
 
Das Plangebiet wurde bis August 1993 im Zusammenhang mit dem nordwestlich gelegenen 
vormaligen Kasernengelände gemeinsam mit den angrenzenden Grundstücken als Wohn-
standort der Angehörigen der Roten (sowjetischen) Armee genutzt, auf dem neben Wohnge-
bäuden in Plattenbauweise und die das Gebiet erschließende Straße auch Einzelhandels- 
und gastronomische Einrichtungen sowie eine Schule und (am südlichen Rand des Plange-
biets) ein Sportplatz anzutreffen waren. In den Jahren 2002/2003 erfolgte der Abriss der Ge-
bäude, seitdem stellt sich das Gelände als Brachfläche dar. Im südlichen und teilweise auch 
im nördlichen Bereich des Plangebiets befindet sich Baum- bzw. Gehölzbestand, der zum 
Großteil ohne erkennbare Ordnung durch die Angehörigen der Roten Armee angepflanzt 
wurde. 
 
Aus den Ergebnissen einer im Januar 2021 durchgeführten Baugrunderkundung und partiell 
im Bereich der vormaligen Bebauung erfolgter Kontrollschürfen  muss geschlussfolgert wer-
den, dass (aufgrund dabei aufgefundener Bauschuttreste) das Abbruchmaterial nicht voll-
ständig beräumt wurde. Zudem muss angenommen werden, dass die vormals vorhandenen 
Wege bzw. die das Gebiet erschließende Straße nicht (komplett) zurückgebaut wurden.     
 
4. Übergeordnete Planungen/ Planungsgrundlage 
 
Gemäß § 8 (2) BauGB ist der B-Plan als verbindlicher Bauleitplan aus dem Flächennut-
zungsplan (F-Plan = vorbreitender Bauleitplan) zu entwickeln.  
Für die Stadt Neustrelitz liegt seit dem 13.12.2003 ein wirksamer F-Plan vor. In ihm ist das 
Plangebiet als Wohnbaufläche und teilweise als Grünfläche dargestellt. Die Festsetzungen 
des B-Plans zu den künftigen Baugebietsflächen und den Grünflächen folgen nicht exakt 
diesen Darstellungen, d. h., es kommt hier zu geringfügigen Abweichungen. Allerdings wird 
damit den Grundzügen der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung nicht widersprochen, 
da die vorliegende Planung hinsichtlich der Gewichtung der Wohn- und Grünflächen den 
Darstellungen des F-Plans grundsätzlich entspricht.  
Ob dies dennoch zumindest parallel zur Aufstellung des B-Plans eine förmliche Änderung 
des F-Plans erfordert hätte, kann dahingestellt bleiben, weil aufgrund des für die Erarbeitung 
der B-Plan-Änderung in Anwendung gebrachten beschleunigten Verfahrens hierauf verzich-
tet werden kann. Der F-Plan wird vielmehr den Festsetzungen des B-Plans gemäß § 13a (2) 
Nr. 2 BauGB im Wege einer Berichtigung angepasst. Nicht zuletzt auch deshalb, weil es sich 
dabei um relativ geringfügige Abweichungen handelt, ist sichergestellt, dass die geordnete 
städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebiets durch diese Berichtigung nicht beeinträch-
tigt wird. Es kann also festgestellt werden, dass der B-Plan den städtebaulichen Entwick-
lungsabsichten der Stadt Neustrelitz entspricht. 
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Aufgrund der vormaligen Nutzung durch die sowjetischen Streitkräfte wurde der Bereich des 
Plangebiets, wie im Übrigen auch das umliegende, bereits seit vielen Jahren zivil genutzte 
Gebiet, im F-Plan als „Flächen, deren Böden mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind 
oder sein können“ gekennzeichnet. Hierzu wird unter Punkt 5.5 näher eingegangen.  
 
Auf der Grundlage der Regelungen des unter Punkt 2 a) genannten BauGB ist bei der Pla-
nung ebenfalls zu beachten, dass die Festsetzungen des B-Plans den Zielen der Raumord-
nung anzupassen sind (§ 1 Abs. 4 BauGB). Hierfür wiederum sind das Landesraumentwick-
lungsprogramm (LEP) M-V vom 27.05.2016 bzw. das Regionale Raumentwicklungspro-
gramm (RREP) für die Region Mecklenburgische Seenplatte vom 15.06.2011 heranzuzie-
hen. Aus keinem dieser raumordnerischen Grundlagenmaterialien ist eine Kollision mit der 
Aufstellung des B-Plans abzuleiten. Vielmehr kommt die vorliegende Planung den Zielen des 
LEP nach, bei der Siedlungsentwicklung Innenentwicklungspotenziale sowie Möglichkeiten 
der Nachverdichtung vorrangig zu nutzen und die Wohnbauflächenentwicklung unter Be-
rücksichtigung flächensparenden Bauens auf die zentralen Orte zu konzentrieren. Somit 
kann davon ausgegangen werden, dass die vorliegende Planung den Zielen der Raumord-
nung nicht entgegensteht.  
 
Eine weitere wichtige Planungsgrundlage, die zwar bezüglich der rechtlichen Verbindlichkeit 
nicht den Status der Vorgenannten hat, sich jedoch als Handlungsanleitung für die weiterge-
hende städtebauliche Planung der Stadt versteht, ist das Integrierte Stadtentwicklungskon-
zept der Stadt Neustrelitz (ISEK), welches zuletzt im Jahr 2016 fortgeschrieben wurde. Wie 
bereits unter Punkt 1 dargelegt, folgt der B-Plan dem strategischen Entwicklungsziel des in 
ihm verankerten Leitbildes der Stadtentwicklung hinsichtlich der Konzentration der baulichen 
Entwicklung der Stadt auf in die Stadtstruktur integrierte Standorte. Zudem werden die Er-
gebnisse der auf der Grundlage der Ermittlung des künftigen Bedarfs an Wohnraum bzw. 
-flächen in der Fortschreibung des ISEK prognostizierten Wohnungsmarktentwicklung mit 
dem B-Plan entsprechend berücksichtigt. Diesbezüglich ist allerdings angesichts der aktuel-
len Nachfragesituation festzustellen, dass die damalige Einschätzung, wonach sich der Be-
darf an zusätzlichen Eigenheimgrundstücken eher moderat entwickeln wird, angesichts der 
aktuell stark steigenden Nachfrage korrigiert werden muss. Dies ist im Zuge einer noch in 
diesem Jahr beabsichtigten weiteren Fortschreibung des ISEK in Form einer (aktualisierten) 
Wohnungsmarktstrategie vorgesehen.  
 
5. Grundzüge der Planung 
 
5.1 Allgemeines/ Städtebauliches Konzept 
 
Grundsätzlich wird, wie bereits ausgeführt, mit dem B-Plan das Ziel verfolgt, weitere Poten-
ziale für den Wohnungsbau und hierbei vorrangig für den Eigenheimsektor zu aktivieren. 
Sowohl die Erschließung als auch die neu geplante Struktur der Bebauung nimmt dabei Be-
zug auf die an das Plangebiet nördlich und teilweise östlich angrenzende Bestandssituation.  
Hinsichtlich der Bebauungsstruktur wurde es in insgesamt vier Teilgebiete (WA 1 bis WA 4) 
gegliedert. In den Teilgebieten WA 1 und WA 2 soll mit der dort geplanten Errichtung von 
Gebäuden in Stadtvillen- bzw. Stadthauscharakter städtebaulich angemessen der vorhande-
nen Bebauung an der Dr.-Schwentner-Straße entsprochen werden. Gleichzeitig soll damit 
sowohl der Nachfrage nach derartigen Gebäudetypen nachgekommen als auch unter dem 
Gesichtspunkt der weitmöglichen Minimierung des Flächenverbrauchs eine mit dieser Bau-
form mögliche flächensparende Bebauung ermöglicht werden. Da allerdings auch die derzeit 
vorrangige Nachfrage nach einer Eigenheimbebauung mit Gebäuden im sogenannten Bun-
galowstil sowie in anderthalbgeschossiger Bauweise berücksichtigt werden muss, insbeson-
dere um dem anderenfalls drohenden Ausweichen der potenziellen Bauherren auf das Um-
land der Stadt entgegenzuwirken, werden entsprechende Möglichkeiten im WA 4 geschaf-
fen. Das WA 3 wiederum soll zwischen den vorgenannten Gebieten vermitteln und somit 
einen städtebaulich akzeptablen „Übergang“ zwischen Ihnen gewährleisten. 
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Die die künftigen Baugrundstücke erschließende Straße führt die Trassierung der bereits zur 
Erschließung der jeweils beidseitig an das B-Plan-Gebiet angrenzenden bestehenden 
Wohngebäude errichteten Verkehrswege fort und sorgt mit ihrer Führung für eine annähern-
de „Spiegelung“ der städtebaulichen Situation entlang der nördlich gelegenen Dr.-
Schwentner-Straße. Dabei folgt sie weitestgehend der vormaligen Trasse der dieses Gebiet 
in Zeiten der Nutzung durch die sowjetischen Streitkräfte durchquerenden Erschließungs-
straße.  
  
5.2 Art und Maß der baulichen Nutzung 
 
Gemäß den vorgenannten grundsätzlichen Zielstellungen zur Entwicklung des Plangebiets 
wurde die Art der baulichen Nutzung in beiden Teilgebieten als allgemeines Wohngebiet 
festgesetzt. Dies stellt sicher, dass in dem Gebiet die Wohnnutzung Vorrang hat, schließt 
aber nicht die Integration von nicht störenden (klein-)gewerblichen Nutzungen aus. Dies er-
möglich auch, dass neben freiberuflich Tätigen auch z. B. ein selbständiger Handwerker, 
sofern er lediglich einen das Wohnen nicht störenden, allerdings über die Versorgung des 
Nahbereichs hinausgehenden Kleinbetrieb innehat, hier beispielsweise in seinem Wohnge-
bäude (ausnahmsweise) auch die erforderlichen Büroräume vorsehen kann und entspre-
chende Lager- bzw. Stellflächen auf dem Grundstück errichten dürfte. Derartige (verträgli-
che) Nutzungsmöglichkeiten entsprechen den aktuellen Anforderungen an eine nachhaltige 
Stadtplanung, sodass entsprechende Einschränkungen der allgemein oder ausnahmsweise 
zulässigen Nutzungen ebenso nicht erfolgten wie die eventuell alternativ infrage kommende 
Festsetzung eines reinen Wohngebiets    
 
Hinsichtlich des konkreten Umfangs (bzw. Maßes) der baulichen Nutzbarkeit der Grundstü-
cke entspricht die jeweils festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 dem in § 17 BauNVO 
geregelten Höchstmaß. Angesichts der geplanten Grundstücksgrößen war es nicht erforder-
lich, dieses Nutzungsmaß zu reduzieren. Damit jedoch auch dem Schutz des Bodens vor 
übermäßiger Versiegelung Rechnung getragen wird, wird die gemäß § 19 BauNVO maximal 
mögliche Überschreitung der GRZ durch Nebenanlagen, Garagen und Stellflächen so be-
grenzt, dass höchstens 50 % des jeweiligen Grundstücks baulich genutzt werden kann, was 
ohne diese Begrenzung bis auf einen Anteil von 60 % möglich gewesen wäre (textliche Fest-
setzung Nr. 1.1). 
 
Die Festsetzung der zwingend oder maximal zulässigen Vollgeschosse folgt den unter Punkt 
5.1 bereits ausgeführten Grundzügen bzw. konzeptionellen Hintergründen der Planung.   
 
Damit einher geht die Festsetzung von Mindest- und Höchstmaßen der Traufhöhen. Sie sol-
len sicherstellen, dass durch ein eventuelles „Ausreizen“ der in der LBauO M-V enthaltenen 
Definition des Begriffs des Vollgeschosses die städtebaulichen Ziele bzw. Absichten z. B. 
durch die Ausbildung von übermäßigen Drempeln nicht unterlaufen werden. Vor dem glei-
chen Hintergrund wird in der textlichen Festsetzung Nr. 1.2 eine maximale Höhe des Fertig-
fußbodens des Erdgeschosses festgesetzt, wobei geringfügige Abweichungen nicht gänzlich 
ausgeschlossen werden sollen und somit durch eine entsprechende Ausnahme geregelt 
werden. Entsprechendes trifft auf die vorgenannten Festsetzungen zur Traufhöhe zu, für die 
Über- bzw. Unterschreitungen bis zu 10 % in Abhängigkeit von der tatsächlichen Ausführung 
des Gebäudes noch städtebaulich vertretbar sein können und deshalb eine darauf bezogene 
Ausnahmeregelung unter Nr. 1.3 der textlichen Festsetzungen ebenfalls aufgenommen wur-
de. 
Als Bezugspunkt für die Höhenangaben wurde die Höhe der das Grundstück erschließenden 
öffentlichen Verkehrsfläche festgelegt (textliche Festsetzung Nr. 1.4), weil von diesen Flä-
chen die betreffenden Gebäudehöhen und damit die städtebauliche Wirkung der Bebauung 
vorrangig wahrgenommen wird.  
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5.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen, Stellung der baulichen Anlagen  
 
Im Geltungsbereich des B-Plans ist ausschließlich die offene Bauweise zulässig, wonach die 
Errichtung der Hauptgebäude die Beachtung von Grenzabständen erfordert. Dahinter steht 
das Ziel der diesbezüglichen Anpassung der Bebauung des Plangebiets an dessen Umge-
bung, in denen weder Gebäudelängen von mehr als 50 m noch einseitig (halboffen) oder 
sogar beidseitig (geschlossen) an die jeweilige Grundstücksgrenze errichtete Gebäude anzu-
treffen sind. Dies schließt allerdings nicht die Errichtung von Doppel- oder Reihenhäusern 
aus, sofern diese die Länge von 50 m nicht überschreiten.  
 
Ausgenommen von den mit der Festsetzung der offenen Bauweise verbundenen einzuhal-
tenden Abstandsflächen wurden mittels textlicher Festsetzung Nr. 2.3 mit dem Hauptgebäu-
de einzig über eine gemeinsame Außenwand verbundene und somit in das Hauptgebäude 
integrierte Garagen, die auf einer Grundstücksgrenze bzw. im mindestens 3 m betragenden 
Abstandsbereich errichtet werden sollen. Dies bewirkt gegenüber einer frei stehenden Gara-
ge keine Nachteile für das Nachbargrundstück hinsichtlich der Belichtung und Belüftung, 
ermöglicht aber dem betreffenden Bauherrn eine optimale Ausnutzung bzw. Freiflächenge-
staltung seines Grundstücks. Um den mit der Abstandsflächenregelung der Landesbauord-
nung ebenfalls bezweckten Brandschutz gegenüber den betreffenden Nachbargrundstücken 
nachzukommen, wurde diese Regelung mit einer entsprechenden Bedingung an hinreichen-
de bauliche Brandschutzvorkehrungen verknüpft. Diese fordert, dass im Falle der Inan-
spruchnahme der eröffneten Möglichkeit entweder eine (mindestens feuerhemmende) 
Trennwand im Sinne des § 29 M-V zwischen der Garage und dem Wohnhaus oder eine 
Brandwand nach § 30 LBauO M-V als Abschlusswand der Garage und das Hauptgebäude in 
massiver Bauweise (tragende Bauteile in feuerhemmenden Materialien) errichtet werden 
müssen. Für erstgenannte Wand bedeutet dies zugleich, dass eine dortige Öffnung z. B. für 
eine Verbindungstür feuerhemmende, dicht- und selbstschließende Abschlüsse haben muss. 
Öffnungen in Brandwänden sind danach generell unzulässig. Durch die Aufnahme dieser 
Regelung möchte die Stadt den zukünftigen Grundstückseigentümern die Möglichkeit zur 
Verwirklichung ihrer diesbezüglichen Bebauungsabsichten möglichst ohne Abstriche eröff-
nen. 
 
Eine vor allem eine Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichts des Landes Mecklenburg-
Vorpommern aus dem Jahr 2013 Rechnung tragende Regelung betrifft die ergänzend hierzu 
getroffene Festsetzung, wonach auch Aufschüttungen und Stützmauern, die im Zusammen-
hang mit der Errichtung von Gebäuden stehen, in und ohne eigene Abstandsflächen zulässig 
sind. Nach dieser Rechtsprechung müssen diese als Teil des Gebäudes betrachtet werden, 
was ohne eine derartige Regelung bedeuten würde, dass sie einen Abstand von mindestens 
3 m zur jeweiligen Grundstücksgrenze einhalten müssten. Demgegenüber sind „selbststän-
dige“ Stützmauern laut LBauO M-V ohne eigene Abstandsflächen und somit bis an die Gren-
ze des Nachbargrundstücks bis zu einer Höhe von 2 m zulässig. Da es bezüglich der Hinter-
gründe zur Festlegung von Abstandsflächen (Besonnung/ Belichtung/ Brandschutz) keinen 
Unterschied macht, ob die jeweilige Stützwand oder sogar die betreffende Böschung im Zu-
sammenhang mit einem Gebäude steht oder nicht, soll damit eine Gleichbehandlung beider 
Fälle sichergestellt werden. Zudem soll damit ermöglicht werden, Grundstücke insbesondere 
beim Erfordernis des Ausgleichs des Geländeniveaus an die jeweilige Straßenhöhe im Sinne 
einer flächensparenden Nutzung des Bodens möglichst effektiv zu bebauen und nicht allein 
aus diesem Grund übermäßig breite Grundstücke parzellieren zu müssen. Dass dies dahin-
gehend „ausgenutzt“ werden könnte, das Gelände übermäßig über das Straßenniveau an-
zuheben, wird mit der Festsetzung der maximalen Fußbodenoberkante (textliche Festset-
zung 1.2) verhindert. Die Regelung setzt allerdings voraus, dass bei der Bemessung der 
Abstandsfläche des betreffenden Gebäudes die Höhe der Auffüllung des Geländes, welche 
die jeweilige Böschung bzw. Stützmauer bewirkt, mit berücksichtigt wird. Anderenfalls könnte 
es zu Beeinträchtigungen des Nachbarn durch verstärkte Verschattungen kommen.. 
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Zur Sicherstellung eines den städtebaulichen Anforderungen entsprechenden Anschlusses 
der neu geplanten Gebäude an die entlang der Dr.-Schwentner-Straße vorhandene Bebau-
ung wurde es als erforderlich erachtet, in den Teilgebieten WA 1 bis WA 3 im Westen des 
Plangebiets die überbaubaren Grundstücksgrenzen straßenbegleitend durch Baulinien zu 
markieren, woraus sich die Ausbildung entsprechender Baufluchten zwischen den einzelnen 
Gebäuden bzw. Grundstücken ergibt. Diese nehmen Bezug auf das Bestandsgebäude Dr.-
Schwentner Str. 14 – 18 bzw. dessen Abstand zu den relevanten straßenseitigen Grund-
stücksgrenzen. Um diese städtebauliche Ordnung und Harmonie nicht gefährdende vor- 
bzw. zurücktretende Gebäudeteile noch zu ermöglichen, wird in der textlichen Festsetzung 
Nr. 2.1 geregelt, dass Gebäudeteile wie z. B. Erker und Eingangsbereiche um bis zu einem 
Meter vor die Baulinien treten dürfen. Ein Zurücktreten von der Baulinie ist aus dem gleichen 
Grund um bis zu einem Meter zulässig, wenn ein markanter Bauteil, also mindestens 50 % 
des Hauptgebäudes über die gesamten Vollgeschosse, auf der Baulinie errichtet wird.  
 
Für die städtebauliche Ordnung im übrigen Plangebiet wurde es als ausreichend erachtet, 
ausschließlich Baugrenzen festzusetzen. Dabei hat die straßenseitige Baugrenze zur Plan-
straße in der Regel einen Abstand von 5 m, um eine den ausreichend tiefen Grundstücken 
angemessene von der Straße zurücktretende Bebauung sicherzustellen, was ebenso der in 
der Umgebung des B-Plans anzutreffenden Situation entspricht.  
 
In dem Bereich zwischen Straßenbegrenzungslinie und Baulinie bzw. vorderer Baugrenze 
sind gemäß textlicher Festsetzung Nr. 2.2 Garagen, Stellflächen oder Nebenanlagen unzu-
lässig, damit sowohl die oben dargelegte städtebauliche Ordnung nicht gestört wird als auch 
ein von (hoch-)baulichen Anlagen und Fahrzeugen freier Vorgartenbereich gewährleistet ist. 
Für den (nur einmal auftretenden) Fall, dass die Baugrenze näher als fünf Meter an die Stra-
ße heranführt, wurde zudem geregelt, dass Garagen einen Mindestabstand von ebendiesen 
fünf Metern zur straßenseitigen Grundstücksgrenze einhalten müssen, um sicherzustellen, 
dass vor ihnen eine ausreichend tiefe Aufstellfläche für PKW verbleibt.   
 
Mit der auf 15 m begrenzten Tiefe der überbaubaren Grundstücksflächen ergeben sich zum 
einen ausreichende Spielräume für die Bebauung der Grundstücke mit den nur in diesem 
Bereich zulässigen Hauptgebäuden. Zum anderen wird damit das Ziel verfolgt, hinreichend 
große, zusammenhängende Grün-/ Gartenbereiche im hinteren Teil der Grundstücke zu ge-
währleisten. 
 
Die Stellung des Hauptbaukörpers wurde grundsätzlich ebenfalls in Anlehnung an die die 
Umgebung des Plangebiets prägende straßenbegleitende Bebauung parallel zur Straße 
festgesetzt. Je nach Gebäudeplanung kann dies jedoch auch bedeuten, dass die Firstaus-
richtung markanter als die längenbezogene Stellung des Hauptbaukörpers ist, sodass dies 
als Alternative in die Legende aufgenommen wurde. Entscheidend ist die straßenbegleitende 
Wirkung des Gebäudes.  
 
5.4 Verkehrsflächen/ Stellflächen/ medienseitige Erschließung 
 
Die Erschließung der Grundstücke soll über eine neu zu errichtende, von der Dr.-
Schwentner-Straße im Bereich zweier bereits bestehender Einmündungen abzweigende 
Straße in einer Breite von sieben Metern erfolgen. Diese Straße soll verkehrsrechtlich als 
verkehrsberuhigter Bereich gewidmet werden, sodass keine Trennung in Fahrbahn- und 
Gehwegbereiche erfolgt. Wechselseitig wurden hier straßenbegleitende Stellflächen festge-
setzt. Deren Längen berücksichtigen eventuell in diesem Bereich anzulegende Grundstücks-
zufahrten, d. h. dass auch bei zwei dortigen künftigen Zufahrten jeweils noch zwei Stellplätze 
errichtet werden könnten, sodass insgesamt mindestens 14 Parkplätze im Straßenraum zur 
Verfügung stehen. In Verbindung mit der Einfassung dieser Stellplätze durch jeweils zwei 
Bäume wird durch die wechselseitige Anordnung dieser Flächen die bezweckte Verkehrsbe-
ruhigung der Straße unterstützt. 
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Angesichts der in der Dr.-Schwentner-Straße und zum Teil (im Bereich der nordwestlich und 
nordöstlich des Plangebiets bestehenden Gebäude) bereits in der Trasse der geplanten Er-
schließungsstraße befindlichen Abwasseranlagen sowie Wasser-, Strom- und Gasleitungen 
sowie Glasfaserkabel ist die medienseitige Erschließung des Gebiets in einem wirtschaftlich 
vertretbaren Rahmen grundsätzlich gesichert. Näheres hierzu wird im Rahmen der Abstim-
mung des Entwurfs mit der Stadtwerke Neustrelitz GmbH als Betreiberin dieser Medien ge-
klärt. 
 
5.5 Umweltschutz / Grünordnung 
 
Vor dem Hintergrund, dass es sich bei der vorliegenden Planung um einen B-Plan der In-
nenentwicklung handelt und deshalb das beschleunigte Aufstellungsverfahren gemäß § 13a 
BauGB angewendet wurde, war eine förmliche Prüfung der Umweltverträglichkeit der Pla-
nung (Umweltprüfung) nicht erforderlich. Unabhängig hiervon wurde bereits im Vorfeld der 
Erarbeitung des B-Plans geprüft, inwieweit Belange des Umweltschutzes berührt werden. 
 
Dabei konnte festgestellt werden, dass bezüglich der zu berücksichtigenden Belange eines 
hinreichenden Lärmschutzes bzw. der Vermeidung von Lärmkonflikten keine negativen Aus-
wirkungen durch die Planung bzw. Beeinträchtigungen der neuen Nutzungen zu erwarten 
sind. Eine Lärmbelastung innerhalb des Gebiets, die über die in der DIN 18005 (Schallschutz 
im Städtebau) verankerten Orientierungswerte hinausgeht, kann wegen des zusätzlich zu 
erwartenden geringen Anliegerverkehrs sowie aufgrund der Entfernung der Baugrundstücke 
bzw. -felder zur ohnehin nur mäßig befahrenen Dr.-Schwentner-Straße ausgeschlossen 
werden. 
 
Unmittelbar von der Planung ausgehende Beeinträchtigungen betreffen aufgrund der geplan-
ten baulichen Nutzung und damit verbundenen Flächenversiegelungen seit dem Abbruch der 
vormaligen Bebauung unbebaute Flächen. Zu Klärung, ob damit Belange des Artenschutzes 
berührt werden, wurde für das Plangebiet ein artenschutzrechtlicher Fachbeitrag erarbeitet, 
welcher der Begründung als Anlage beigefügt ist. Diesem liegen im Jahr 2020 durchgeführte 
Untersuchungen des Gebiets hinsichtlich des Vorhandenseins bzw. der Betroffenheit von 
geschützten Arten zugrunde. Dabei wurden hinsichtlich am Boden lebender geschützter Ar-
ten (insbesondere Amphibien und Reptilien) im Juli zwei Ringelnattern im südöstlichen Be-
reich des Plangebiets und in dem dort südöstlich angrenzenden Teich, also außerhalb des 
Plangebiets, eine geringe Anzahl von Teichfröschen beobachtet. Hinsichtlich weiterer ge-
schützter Arten wurde das Vorkommen verschiedener Vogelarten festgestellt. Darüber hin-
aus wurden verschiedene Insektenarten angetroffen. Vor diesen Hintergründen wurde zum 
einen der in dem der Untersuchung zugrundeliegenden Vorentwurf enthaltene Straßenver-
lauf im südöstlichen Abschnitt weiter nach Norden verschwenkt und zugleich die Tiefe der 
geplanten Grundstücke südlich der Straße um fünf Meter reduziert. Dadurch wurde sowohl 
der Abstand zu dem südöstlich gelegenen Teich als auch zu dem südlichen Gehölzbestand 
vergrößert. Der damit nur in geringem Umfang auf den künftigen Grundstücken befindliche 
Gehölzbestand befindet sich in der Regel außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen. 
Da es sich hierbei überwiegend wie auch im südlich an die Grundstücke angrenzenden Be-
reich um (bruchgefährdete) nicht gesetzlich geschützte Pappeln handelt, ist dennoch deren 
Fällung vorgesehen. Diese darf jedoch nur außerhalb der Brutzeit von Vögeln erfolgen, wo-
rauf in der nachrichtlichen Übernahme Nr. 5.4 in Form eines Verweises auf die entsprechen-
den Regelungen des Bundesnaturschutzgesetzes hingewiesen wird.  
Da es zudem mittels der Festsetzung von Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft unter Nr. 3 der textlichen Festsetzungen neben den 
dort getroffenen Regelungen zu Anpflanzungen von Bäumen auf den Grundstücken zu einer 
ökologischen Aufwertung der Flächen außerhalb der Baugrundstücke kommt, kann einge-
schätzt werden, dass die mit der Planung verbundenen Veränderungen des gegenwärtigen 
Naturraums vertretbar sind und in hinreichendem Maße minimiert werden. 
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Neben der bereits unter Punkt 5.2 dargelegten Begrenzung des Versiegelungsgrades der 
Bebauung und der in der Planzeichnung festgesetzten Pflanzung von Bäumen im Straßen-
raum, für die eine besonders insektenfreundliche Art (Ahorn oder Winterlinde) gewählt wird, 
wird dies auch durch die Festsetzung der Flächen, auf denen die vorgenannten Maßnahmen 
geregelt wurden, als Grünflächen untermauert bzw. sichergestellt. 
 
Ergänzend dazu wird unter Nr. 3.4 der textlichen Festsetzung geregelt, dass das anfallende 
Niederschlagswasser auf den Baugrundstücken vorrangig zur Versickerung gebracht werden 
soll, sodass es auch künftig zum großen Teil der Grundwasserneubildung dient.  
 
Dass eine entsprechende Versickerungsfähigkeit des Bodens gegeben ist, haben im Januar 
2021 durchgeführte Baugrunduntersuchungen bestätigt. Im Zuge dieser Erkundungen und 
parallel dazu punktuell erfolgter Schürfen ergaben sich bis auf teilweise angetroffene Bau-
schuttreste, offensichtlich als Überbleibsel der Anfang der 2000-er Jahre erfolgten Abbrüche, 
keine Anhaltspunkte für das Vorhandensein von für die entsprechenden Schutzgüter schäd-
lichen Bodenverunreinigungen. Dies war auch aufgrund der vormaligen zwar militärischen, 
dabei aber lediglich zu Wohnzwecken erfolgten Nutzung des Standorts nicht zu erwarten, 
was sich ebenfalls bei der Reaktivierung der Wohnbebauung bzw.-grundstücke im Umfeld 
des Plangebiets bestätigt hat. Dass der Bereich u. a. des Plangebiets dennoch im F-Plan der 
Stadt als „Flächen, deren Böden mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind oder sein 
können“ unter der (Standort-)Nummer 3.2 gekennzeichnet wurde, resultiert aus seiner Klas-
sifizierung als Altstandort im Sinne des Bundes-Bodenschutzgesetzes. Im Erläuterungsbe-
richt zum F-Plan hießt es hierzu: „Die mit den Nummern 3.1 bis 3.5 gekennzeichneten Flä-
chen stellen ebenfalls Altstandorte dar, wobei diese Einstufung auf der vom Landesamt für 
Katastrophenschutz vorgenommenen Klassifizierung als kampfmittelbelastete Bereiche be-
ruht.“ Somit bezieht sich der „Altlastenverdacht“ lediglich auf eine eventuelle Munitionsbelas-
tung des Gebiets. Dabei wurde jedoch unbeschadet der konkreten Nutzung das gesamte 
ehemalige „Kasernengelände“ mit dieser Kennzeichnung versehen, wobei grundsätzlich nur 
der nördlich der Dr.-Schwentner-Straße gelegene Bereich im eigentlichen Sinne militärisch 
genutzt und auch entsprechend eingezäunt und gesichert war. Der vom Plangebiet erfasste 
Teil war hingegen auch für Nichtangehörige der Streitkräfte frei begehbar, was ebenfalls 
nicht darauf schließen lässt, dass hier mit Munitionsfunden, die aus der Zeit der Nutzung 
durch die Rote Armee stammt, zu rechnen ist. Auch dies hat sich im Bereich der zwischen-
zeitlich in eine allgemeine Wohnnutzung zurückgeführten Bebauung in der Nachbarschaft 
des Plangebiets bestätigt. Dennoch ist in den aktuellen diesbezüglich relevanten Karten bzw. 
Portalen der gesamte vormals und derzeit baulich genutzte Bereich an der Dr.-Schwentner-
Straße mit der Kategorie 2 „Kampfmittelbelastung Erkundungsbedarf“ versehen. Eine dies-
bezügliche möglichst abschließende Klärung wird bis zum Abschuss des B-Planverfahrens 
angestrebt.     
 
5.6 Bauordnungsrechtliche örtliche Bauvorschriften 
 
Gemäß der Regelungsbefugnis des § 86 der Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern 
(LBauO M-V) auf der Grundlage des § 9 (4) BauGB setzt der B-Plan eine Reihe von Anfor-
derungen an die äußere Gestaltung der neu entstehenden baulichen Anlagen fest. Die dem-
entsprechend unter Nr. 4.1 bis 4.3 des Textteils getroffenen Festsetzungen zur Dach- und 
Fassadengestaltung orientieren sich an den die Umgebung des Plangebiets prägenden Far-
ben und Materialien.  
 
Die in Nr. 4.1 der textlichen Festsetzung getroffenen Regelungen zur Fassadengestaltung 
legen somit fest, dass die Gebäude mit verputzten Fassaden im Farbton Weiß bis Natur oder 
hellen Pastelltönen auszuführen sind. Allerdings sind bei untergeordneten Bauteilen auch 
andere Farben und Materialien wie Ziegelmauerwerk oder Holz zulässig. 
 
Der aktuell zu verzeichnende Trend insbesondere auf dem Sektor des Eigenheimbaus, wo-
nach die äußere Gebäudegliederung den Funktionen der jeweiligen Räume unterordnet wird, 
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führt häufig zu straßenseitig unzureichend gegliederten Fassadenansichten. Diese Gebäude 
entsprechen somit nicht dem Mindestanforderungen der Baukultur. Ziel und städtebauliche 
Aufgabe ist daher eine Regelung, welche vor allem die straßenseitigen Gebäude-ansichten 
steuert. Vor diesem Hintergrund wurden Regelungen getroffen, wonach Lochfassaden aus-
zubilden sind, in denen Fenster im stehenden Format für eine symmetrische Fassadenglie-
derung sorgen sollen (textliche Festsetzung Nr. 4.2).  
 
Zur hinreichenden Berücksichtigung der Erfordernisse des Klimaschutzes bzw. der Klimaan-
passung und Förderung einer diesen Anforderungen entsprechenden Architektur, dürfen 
Dächer alternativ zur der Umgebung entsprechenden Ausführung in Rot oder Anthrazit auch 
begrünt werden bzw. mit Anlagen zur Nutzung der Solarenergie versehen werden (textliche 
Festsetzung Nr. 4.3).  
 
Die in der Planzeichnung erfolgten Festsetzungen zu Dachformen und -neigungen ergeben 
sich aus den unter Pkt. 5.1 der Begründung formulierten Zielen. Die (ausnahmsweise) Mög-
lichkeit der Überschreitung der Dachneigung im WA 1 laut textlicher Festsetzung Nr. 4.4 
ergibt sich dabei aus der diesem Teilgebiet benachbarten vorhandenen Bebauung. Zudem 
musste mittels der textlichen Festsetzung Nr. 4.5 eine Regelung zu der im WA  3 möglichen 
sowohl ein- als auch zweigeschossigen Bebauung erfolgen, die sicherstellt, dass die dort 
zwischen zwingend ein- und zweigeschossig zu bebauenden Grundstücken mögliche Alter-
nativbebauung nicht zu einem städtebaulich unerwünschten „Bruch“ führt. 
 
Die Wirkung von Bebauungsstrukturen kann in der Regel entscheidend von Grundstücksein-
friedungen beeinflusst werden, weshalb auch hierzu entsprechende einschränkende Fest-
setzungen unter Nr. 4.6 des Textteils erforderlich sind. Die Begrenzung der Höhe der stra-
ßenseitigen Einfriedungen sowie die Regelung der Art ihrer Ausführung sollen sicherstellen, 
dass der Straßenraum primär durch die Bebauung und erst sekundär durch Einfriedungen 
geprägt wird.  
 
Von den textlichen Festsetzungen Nr. 4.1 bis 4.3 aufgeführten Regelungen können gemäß 
Nr. 4.7 städtebaulich vertretbare Abweichungen ausnahmsweise zugelassen werden, um der 
Stadt einen Ermessensspielraum zu eröffnen, ggf. weitere, städtebaulich vertretbare Gestal-
tungsvarianten zulassen zu können. 
 
5.7 Nachrichtliche Übernahmen/ Hinweise 
 
Unter Punkt 5 des Textteils werden vier nach Auffassung der Stadt für die Bebauung bzw. 
Nutzung im Plangebiet relevante Regelungen aus anderen Gesetzen nachrichtlich über-
nommen. Dies betrifft Verweise auf die Regelungen des Denkmalschutzgesetzes des Lan-
des M-V bezüglich des (nach Genehmigung veränderbaren) Bodendenkmals (Nr. 5.1), auf 
eventuelle Genehmigungs- bzw. Anzeigepflichten im Rahmen der Benutzung von Grund- 
und Oberflächengewässern lt. Wasserhaushalts- bzw. Landeswassergesetz (Nr. 5.2), auf 
Regelungen des Naturschutzausführungsgesetzes M-V bezüglich geschützter Bäume (Nr. 
5.3) sowie auf Verbote hinsichtlich der Beseitigung bzw. des Zurückschneidens von Gehöl-
zen gemäß Bundesnaturschutzgesetz (Nr. 5.4). 
 
6. Realisierung der Planung 
 
Die Stadt beabsichtigt, noch im Jahr 2021 mit der Erschließung des Gebiets zu beginnen 
und diese frühestmöglich innerhalb des ersten Halbjahrs 2022 abzuschließen. Dazu bedarf 
es noch einer Vereinbarung mit der Neustrelitzer Wohnungsgesellschaft mbH als Eigentüme-
rin des Flurstücks 138/10 und somit von Teilflächen der geplanten Erschließungsstraße.   
Auf der Grundlage der damit einhergehenden Parzellierung sollen die auf den im Eigentum 
der Stadt befindlichen geplanten Grundstücke möglichst bis Ende 2021 vermarktet werden, 
sodass mit der dortigen Errichtung der Gebäude nach erfolgter Erschließung im Jahr 2022 
begonnen werden könnte. 
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7. Flächenbilanz 
 
Gesamtgröße:     ca. 4,37 ha 
 
Allgemeine Wohngebiete:   ca. 2,13 ha   
     
Verkehrsflächen::    ca. 0,32 ha 
 
Grünflächen:     ca. 1,92 ha 
     
  
       
  
 
 
Neustrelitz,      Grund 
      Bürgermeister 
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Abkürzungsverzeichnis 

§    besonders geschützt 
§§   streng geschützt 
RL MV/D  Rote Liste Mecklenburg-Vorpommern/Deutschland 
Abb.   Abbildungen 
Tab.   Tabelle 
EG-VO 338/97:  Verordnung über den Schutz von Exemplaren wildlebender Tier- und  
   Pflanzenarten durch Überwachung des Handels 
FFH-RL Anh. IV Art gelistet in Anhang IV der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie 
BArtSchV An. 1 Sp. 3 Art gelistet in Anlage 1, Spalte 3 der Bundesartenschutzverordnung 
RL M-V  Abkürzungen der RL: 

- 0 ausgestorben oder verschollen 
- 1 vom Aussterben bedroht 
- 2 stark gefährdet 
- 3 gefährdet 
- V Vorwarnliste 

Weitere Symbole: Langfristiger Bestandstrend: < mäßiger/ << starker Rückgang;   
   >deutliche Zunahme; = gleichbleibend 
 

 

Abbildung  1 Geplantes Vorhaben 
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 1. Einführung 

 1.1. Anlass und Aufgabenstellung 

Die Stadt Neustrelitz plant im Zuge der Schaffung von weiteren Wohnbaukapazitäten die Bebauung 

im sogenannten B-Plangebiet „Dr. Schwentner Straße“. Da die mögliche Umsetzung der geplanten 

Maßnahmen zum Eintreten der Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG führen könnte, um 

potenzielle Gefährdungen der Fauna zu erkennen und darauf aufbauend einschätzen, verhindern 

bzw. abschwächen zu können, wurde zunächst eine einführende fachkundige Begehung des 

geplanten Vorhabenbereiches und im Folgenden eine aus den Vor-Ort erworbenen Erkenntnissen 

erarbeitete artenschutzrechtliche Prüfung verfasst.  

 

 

Abbildung  2 Luftbild des geplanten B-Plangebietes „Dr. Schwentner Straße“ (Bildquelle: 

google.maps.de, 08.2020 

Dementsprechend soll seitens des Auftraggebers den möglichen Konflikten bezüglich der aktuellen 

Planung Erörterungsraum gegeben werden und schlussendlich der Verhinderung bzw. 

Verminderung von möglichen Eingriffsfolgen dienen. 

 



 

Schuchardt Umweltplanung GmbH 

 

Fachbeitrag Artenschutz  

„B – Plan „Dr Schwentner Straße, Nr. 69(1)/ 12-19“ 

 

5 von 18 

 1.2. Mögliche vorhabenbedingte Auswirkungen 

Im Zuge der Bebauung bzw. zunächst der Baufeldberäumung sind projektbezogene Wirkungen zu 

berücksichtigen. Nachfolgend werden Wirkungen aufgezeigt, die kurzfristig während der Umsetzung 

des Vorhabens (baubedingten Wirkfaktoren), dauerhaft durch den Bau (anlagebedingte 

Wirkfaktoren) sowie im Laufe der Bewirtschaftung (betriebsbedingte Wirkungen) des geplanten 

Vorhabens auftreten können. 

 

Baubedingt 

• kurzzeitige Nutzung von Standorten durch Ablagerung oder Befahrung 

• Störung durch Lärm, Aktivitäten auf der Baustelle 

• Vergrämung durch kurzzeitigen/langfristigen Lebensraumverlust aufgrund erheblicher 

Störungen und Rückbau 

• Tötung durch Bauaktivitäten 

 

Anlagebedingt 

• Lebensraumverlust 

 

Betriebsbedingt 

Aufgrund fehlender weiterführender Planungen aktuell nicht bekannt. 

 
 

 1.3. Rechtliche Grundlagen zur Sicherung der Fauna 

Nachfolgend wurden aus dem „Leitfaden Artenschutz in Mecklenburg-Vorpommern – Hauptmodul 

Planfeststellung / Genehmigung“ (Büro FROEHLICH & SPORBECK Potsdam /Landesamt für Umwelt, 

Naturschutz und Geologie M-V, 20.09.2010) vorhabenbezogen, relevante Verbotstatbestände 

entnommen, die bezüglich der zu untersuchenden Arten, im Zusammenhang mit dem geplanten 

Vorhaben, berührt werden könnten. Unterschieden wird nachfolgend grob in europarechtliche, 

bundesweite und landesweite Vorgaben. 

 

 

 



 

Schuchardt Umweltplanung GmbH 

 

Fachbeitrag Artenschutz  

„B – Plan „Dr Schwentner Straße, Nr. 69(1)/ 12-19“ 

 

6 von 18 

Europarechtliche Vorgaben 

Europarechtlich ist der Artenschutz in den Artikeln 12, 13 und 16 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates 

zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen vom 

21.05.1992 - FFH-Richtlinie - (ABl. L 206 vom 22.07.1992, S. 7) sowie in den Artikeln 5 bis 7 und 9 der 

Richtlinie 2009/147/EG des europäischen Parlaments und des Rates über die Erhaltung der 

wildlebenden Vogelarten vom 30.11.2009 - Vogelschutzrichtlinie - (ABl. L 20 vom 26.01.2010, S. 7) 

verankert.  

Art. 12 Abs. 1 FFH-Richtlinie verbietet: 

a) alle absichtlichen Formen des Fangs oder der Tötung von Exemplaren der Tierarten nach Anhang 
IV a), 

b) jede absichtliche Störung der Tierarten nach Anhang IV a), insbesondere während der 
Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten, 

c) jede absichtliche Zerstörung oder Entnahme von Eiern der Tierarten nach Anhang IV a) aus der 
Natur, 

d) jede Beschädigung oder Vernichtung der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der Tierarten nach 
Anhang IV a). 

Nach Art. 16 Abs. 1 der FFH-Richtlinie kann von diesen Verboten u. a. abgewichen  werden, 
wenn: 

• es keine anderweitige zufriedenstellende Lösung gibt (die zu keinen oder geringeren 
Beeinträchtigungen der Arten nach Anhang IV führen),  

• die Populationen der betroffenen Art in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet trotz der 
Ausnahmeregelung ohne Beeinträchtigung in einem günstigen Erhaltungszustand verweilen und 

• zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich solcher sozialer und 
wirtschaftlicher Art vorliegen. 

Gemäß Art. 5 der Vogelschutzrichtlinie ist es verboten: 

a) Vogelarten, die unter Art. 1 der Richtlinie fallen, absichtlich zu töten oder zu fangen, 

b) Nester und Eier dieser Vogelarten absichtlich zu zerstören oder zu beschädigen oder Nester zu 
entfernen, 

d) Vogelarten, die unter Art. 1 fallen, absichtlich zu stören, insbesondere während der Brut- und 
Aufzuchtzeit, sofern sich diese Störung auf die Zielsetzung dieser Richtlinie erheblich auswirkt. 
 

1. Nach Art. 9 der Vogelschutzrichtlinie kann von diesen Verboten u. a. abgewichen werden, wenn: 
• es keine andere zufriedenstellende Lösung gibt, 

• das Abweichen von den Verboten im Interesse der Volksgesundheit, der öffentlichen Sicherheit 
oder im Interesse der Sicherheit der Luftfahrt geschieht und 
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• gemäß Art. 13 Vogelschutzrichtlinie darf die getroffene Maßnahme nicht zu einer 
Verschlechterung der derzeitigen Lage des Erhaltungszustandes aller unter Artikel 1 fallenden 
Vogelarten führen. 

 

Bundesweite Vorgaben - Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

Die durch das Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 10. Januar 2006 in der Rechtssache C-98/03 

veranlassten, im Hinblick auf den Artenschutz relevanten Änderungen des 

Bundesnaturschutzgesetzes sind am 18.12.2007 in Kraft getreten (sog. Kleine Novelle des BNatSchG). 

Mit dem Gesetz zur Neuregelung des Rechts des Naturschutzes und der Landschaftspflege vom 29. 

Juli 2009 (BGBl. I, S. 2542) erfolgte eine erneute Anpassung. Die zentralen Vorschriften zum 

besonderen Artenschutz finden sich in den §§ 44 bis 47 BNatSchG und gelten unmittelbar, d. h. es 

besteht keine Abweichungsmöglichkeit im Rahmen der Landesregelung. Die Vorschriften sind 

striktes Recht und als solches abwägungsfest. Sie erfassen zunächst alle gem. § 7 Abs. 2 Nr. 13 und 

14 BNatSchG streng oder besonders geschützten Arten. 

Verbote gem. § 44 Abs. 1 Satz 1 bis 3 BNatSchG: „Es ist verboten,  

1. wildlebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen 

oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder 

zu zerstören, 

2. wildlebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der 

Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu 

stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand 

der lokalen Population einer Art verschlechtert, 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wildlebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus 

der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

Diese Verbote werden um den für Eingriffsvorhaben und Vorhaben, die nach einschlägigen 

Vorschriften des Baugesetzbuches zulässig sind, relevanten Absatz 5 des § 44 BNatSchG ergänzt. 

Werden Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG erfüllt, kann die nach 

Landesrecht zuständige Behörde von den Verboten des § 44 im Einzelfall Ausnahmen zulassen, wenn 

die Voraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG erfüllt sind.  
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Möglich ist dies: 

 1. zur Abwendung erheblicher land-, forst-, fischerei-, wasser- oder sonstiger  

  erheblicher wirtschaftlicher Schäden, 

 2.  zum Schutz der natürlich vorkommenden Tier- und Pflanzenwelt, 

 3.  für Zwecke der Forschung, Lehre, Bildung  

4. im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit einschließlich 

der Verteidigung und des Schutzes der Zivilbevölkerung, oder der maßgeblich 

günstigen Auswirkungen auf die Umwelt oder 

5. aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses 

einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art. 

Eine Ausnahme darf nur zugelassen werden, wenn zumutbare Alternativen nicht gegeben sind und 

sich der Erhaltungszustand der Populationen einer Art nicht verschlechtert, soweit nicht Artikel 16 

Abs. 1 der Richtlinie 92/43/EWG weitergehende Anforderungen enthält. Artikel 16 Abs. 3 der 

Richtlinie 92/43/EWG und Artikel 9 Abs. 2 der Richtlinie 79/409/EWG sind zu beachten.  

 

Vorgaben des Landes - Naturschutzausführungsgesetz M-V (NatSchAG M-V) 

Das Naturschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern (NatSchAG M-V) vom 23.02.2010 

(GVOBl. 2010, S. 66) ist am 01.03.2010 in Kraft getreten. Es enthält keine von den unmittelbar 

geltenden Artenschutzregelungen des BNatSchG abweichende Regelungen, da im Artenschutz keine 

Abweichungsmöglichkeit für die Länder besteht. 
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 1.4. Beschreibung des Eingriffsraumes 

Im betrachteten Plangebiet ist ein Freiflächenkomplex mit Grünland, Heckenstrukturen und je nach 

Bodenverhältnissen verschiedenster Vegetation mit unterschiedlichsten Blühaspekten. Es ist zu 

vermuten, dass das Gelände ein bis zweimalig im Jahr gemäht wird. 

 

Eindrücke zum Zeitpunkt der Begehung finden sich in der nachfolgenden Fotostrecke.  
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 1.5. Angewendete Untersuchungsmethodik 

Gemäß Beauftragung seitens des AG wurden mehrere eintägige Betrachtungen des Habitats und der 

Lebensraumqualität durchgeführt. 

 

Die Termine wurde bei möglichst heiterer Witterung und warmen Temperaturen sowie mäßigen 

Windverhältnissen durchgeführt.  

 

Die Geländebegehungen fanden an den folgenden Terminen statt: 

 

 

Die stichprobenartige Bestandssuche/-erfassung erfolgte durch eine jeweilige artspezifische 

systematische flächige Begehung des Geländes. Es wurde gezielt auf planungsrelevante Vorkommen 

der Arten der Gruppen Avifauna, Herpetofauna sowie der Chiroptera geachtet. Zudem wurde der 

Baumbestand bezüglich der Habitatqualität bewertet und auf vorkommende Insektenarten geachtet.  

 

 

 

 

 

 

Datum Zeitraum Wetter

18.05.2020 06.00 - 11.30 12 - 18 °C, wolkig, mäßiger Wind
BV, Falter,

Amph./Rept.,FM

28.05.20 15.15-22.15
18°-20°C, wolkig, mäßiger N-Wind

10°-9°C
 BV, Falter,Amph./Rept.,FM

08.06.20
05.15-09.15

13.45-17.45
 13°-16°C, sonnig, schwacher NW-Wind20°C, sonnig, schwacher Wind  BVFalter. Amph./Rept.

16.06.20 17.00-24.00 23°-16°C, sonnig / klar, leichter N-Wind bis windstill
Falter, BV, FM, 

Amph./Rept.

25.06.20

12.30-17.30 

und

22.00-24.00

 28°, heiter, mäßiger O-Wind23°-20°C, klar, windstill
BV, 

FM

14.07.20 8.30-13.30 17°-26°C, ¼ bedeckt bis sonnig, schwacher S-Wind  BV, Falter,Amph./Rept.

27.07.20  16.00-19.00 /23.30-1.30  24°-20°C, dünn bedeckt, leichter SW-Wind17°, ¾ bedeckt, windstill
BV, Falter, 

FM

20.08.20

15.00-18.15 

und

22.45-0.45

 28°-27°C, ¾ bedeckt, leichter S-Wind21°C, klar, windstill
Falter, Amph./Rept., 

FM

Begehungsprotokoll Dr.-Schwentner-Str. Neustrelitz 2020
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 2. Darstellung der Ergebnisse und Methodiken bei der Geländeuntersuchung 

An den in Kapitel 1.5 dargestellten Terminen erfolgte eine systematische Suche und Dokumentation 

von Hinweisen zu Artenvorkommen der planungsrelevanten Fauna des Eingriffsortes. 

Die Bestandserfassungen folgten den gültigen Methodenstandards der jeweiligen Artengruppe. 

 

Bezüglich der Herpetofauna wurde eine flächige Suche vorgenommen. Es wurde das Gelände ab 

den späten Vormittagsstunden begangen, nach sonnenbadenden Tieren und „verdächtigen“ 

Bewegungen in der Vegetation geachtet. Offenbodenstellen wurden auf Spuren von 

vorüberlaufenden/ kriechenden Tieren geachtet. Es wurden im Juli zwei Ringelnattern im 

südöstlichen Bereich des B-Plangebietes entdeckt. Der südöstlich angrenzende Teich beherbergt 

eine geringe Zahl an Teichfröschen. Dementsprechend ist eine mögliche Ausgrenzung für die 

relevante Artengruppe (im Kern) in der nachfolgenden Skizzierung festgehalten. 

 

Vorkommende Fledermausarten nutzen das Gelände zur Nahrungssuche, solitäre Gehölze im 

weiteren Umfeld, die Wohnbebauung und die Kleingartenanlage dient vermutlich als Ruhe- und 

Vermehrungsstätte, da erste Sichtungen in der Abenddämmerung aus diesen Richtungen zu 

verzeichnen waren. Es wurden Mückenfledermäuse, Zwerg- und Fransenfledermäuse auf 

Nahrungssuche/ Jagd dokumentiert. 
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Bei der Begehung wurde das Gelände auf das Vorkommen und von Brutstätten der Avifauna 

untersucht. Es wurden zum Zeitpunkt der Begehung nachfolgende Arten dokumentiert. In der Tabelle 

sind die festgestellten Reviere festgehalten. 

 

Brutvogelkartierung Dr.-Schwentner-Str. 2020 

Artenliste Brutvögel Anzahl  

Status Art dt. Bez. Art lat. Bez. Brutnachweis Reviere 

BV Amsel Turdus merula Reviergesang, Flug, Ns 3 

BV Buchfink Fringilla coelebs Reviergesang 1 

NG Buntspecht Dendrocopos major Nahrungssuche / 

BV Dorngrasmücke Sylvia communis Reviergesang 1 

BV Elster Pica pica Gesang, Flug 2 

BV Gartenrotschwanz Phoenicurus phoenicurus Reviergesang 1 

BV Grünfink Carduelis chloris Reviergesang 1 

NG Grünspecht Picus viridis Ruf, Nahrungssuche / 

BV Haussperling Passer domesticus Gesang, Sitz im Strauch 7 

BV Klappergrasmücke Sylvia curruca Reviergesang 2 

BV Kohlmeise Parus major Reviergesang, Ns 4 

NG Kuckuck Cuculus canorus Ruf / 

BV Mauersegler Apus apus Gesang, Flug 4 

BV Mönchsgrasmücke Sylvia atricapilla Reviergesang 5 

BV Nachtigall Luscinia megarhynchos Reviergesang 
4 

BV Ringeltaube Columba palumbus Ruf, Flug 2 

BV Teichhuhn Gallinula chloropus Nahrungssuche, Tümpel 1 

BV Zaunkönig Troglodytes troglodytes Reviergesang 2 

BV Zilpzalp Phylloscopus collybita Reviergesang 3 

 

Im Zuge der Betrachtung des Geländes mit dem Fokus auf die vorkommenden Insektenarten ist die 

nachfolgende Artauflistung entstanden. Die Funde sind flächendeckend dokumentiert worden, eine 

kleinräumige Schwerpunktabgrenzung war zum Zeitpunkt der Begehung nicht möglich. 
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 3. Darlegung der betroffenen Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 bis 3 i. V. m. 

Abs. 5 BNatSchG 

Es konnten im Verlauf der Begehungen Artennachweise oder -hinweise erbracht werden, die das 

Vorkommen von unterschiedlichen Vogelarten bestätigen. Zudem konnte durch die Begehung eine 

potentielle Eignung von Teilbereichen des Plangebietes für die Herpetofauna nicht ausgeschlossen 

werden. 

Nachfolgend wird die vorhabenbedingte Gefährdung der betroffenen Arten in gesammelter 

Betrachtung aufgeführt. 

 

 

 

 

 

 

   Anzahl der Sichtungen 

 Deutsche Bezeichnung Lateinische Bezeichnung 28.5.20 08.6.20 16.6.20 14.7.20 27.7.20 20.8.20 gesamt 

1 Admiral Vanessa atalanta     1  1 

2 Blutbär / Jacobskrautbär Thyria jacobaea  1     1 

3 Braune Tageule Ectypa glyphica 1 1     2 

4 Braungestreifter Kleinspanner Scopula virgulata     1  1 

5 C-Falter Polygonia c-album    1   1 

6 Dukatenfalter Heodes virgaureae    1   1 

7 Gemeiner  Scheckenfalter Melitaea cinxia  1     1 

8 Großer Eisvogel Limenitis populi    2   2 

9 Großer Heufalter Coenonympha tullia 1 1 7    9 

10 Großer Kohlweißling Pieris  brassicae    4 1  5 

11 Hartheuspanner Siona lineata  1 1    2 

12 Kleespanner Semiothisa clathrata 2 4 2 14 5  27 

13 Kleiner Feuerfalter Lycaena phlaeas    1   1 

14 Kleiner Heufalter Coenonympha pamphilus  4 1 15   20 
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 3.1. Beschreibung der Vorhabenrelevanz  

 a) Beschreibung entstehender/möglicher Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 : 

Zielartengruppe Avifauna/ Vogelarten 

• Vorhabenbedingte Auswirkungen, die den §44 (1) 1. (Tötungsverbot) hervorrufen könnten: 

Im Verlauf von Arbeiten werden durch die geplante Bautätigkeit das gesamte Gelände komplett 

verändert. Baumaßnahmen würden in dem Falle womöglich an verschiedenen Stellen im Baufeld zur 

Tötung von Individuen führen. 

• Vorhabenbedingte Auswirkungen, die den §44 (1) 2. (Störungsverbot) hervorrufen könnten: 

Im Verlauf von vielfältigen Bautätigkeiten entstehen Störungen, die sich negativ auf die 

planungsrelevanten Arten auswirken.  

• Vorhabenbedingte Auswirkungen, die den §44 (1) 3. (Verlust von Fortpflanzungs- und 

Lebensstätten) hervorrufen könnten: 

Durch die geplanten Maßnahmen, wird das Gelände so verändert, dass die verschiedenen Lebens- 

und Nahrungsstätten verloren gehen. 

 

 b) Beschreibung entstehender/möglicher Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 : 

Zielartengruppe Fledermausarten 

• Vorhabenbedingte Auswirkungen, die den §44 (1) 1. (Tötungsverbot) hervorrufen könnten: 

Im Verlauf von Arbeiten werden durch die geplante Bautätigkeit das gesamte Gelände komplett 

verändert – eine Tötung durch das Vorhaben wird jedoch nicht als sehr wahrscheinlich angenommen. 

• Vorhabenbedingte Auswirkungen, die den §44 (1) 2. (Störungsverbot) hervorrufen könnten: 

-nicht bekannt 

• Vorhabenbedingte Auswirkungen, die den §44 (1) 3. (Verlust von Fortpflanzungs- und 

Lebensstätten) hervorrufen könnten: 

Durch die geplanten Maßnahmen, wird das Gelände so verändert, dass verschiedene 

Nahrungsstätten verloren gehen. 

 

 c) Beschreibung entstehender/möglicher Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 : 

Zielartengruppe Herpetofauna/ Reptilien- und Amphibienarten 

• Vorhabenbedingte Auswirkungen, die den §44 (1) 1. (Tötungsverbot) hervorrufen könnten: 

Im Verlauf von Arbeiten werden durch die geplante Bautätigkeit das gesamte Gelände komplett 

verändert/ beräumt/ die Vegetation entfernt. Angrenzend an das Baufeld befindet sich ein Teich, 

sowie Senken und Gräben, welche Habitatfunktionen erfüllen. Es ist nicht auszuschließen, das 
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potenziell vorkommende Reptilien (wie die Zauneidechse) oder Amphibien (wie die Erdkröte) das 

Baufeld queren und durch bauliche Aktivitäten getötet werden. 

• Vorhabenbedingte Auswirkungen, die den §44 (1) 2. (Störungsverbot) hervorrufen könnten: 

Durch Befahrungen und Geländebewegungen würde die sensible Herpetofauna gestört und 

vergrämt. 

• Vorhabenbedingte Auswirkungen, die den §44 (1) 3. (Verlust von Fortpflanzungs- und 

Lebensstätten) hervorrufen könnten: 

Durch die geplanten Maßnahmen, wird das Gelände so verändert, dass verschiedene Lebens- und 

Nahrungsstätten verloren gehen. 

 

 4. Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung der Eingriffsfolgen 

 a) Beschreiben von Maßnahmen zur Vermeidung des Eintritts der Verbotstatbestände gemäß 

§ 44 Abs. 1 - 3  

Im Verlauf der Geländebegehung ist eine potenzielle Habitateignung für unterschiedliche Arten der 

Herpetofauna festgestellt worden. Weiterhin sind unterschiedliche Vogelarten als territorial 

betrachtet worden. Wie in Kapitel 3.1 beschrieben, ist aufgrund des (pot.) Vorkommens der 

unterschiedlichen Arten von Eingriffsfolgen bei einer Überplanung auszugehen. Die 

Baufeldberäumung ist außerhalb der Brutzeit (01.03. – 15.08.) der Vogelarten eines jeden Jahres 

vorzunehmen. Bezüglich der Herpetofauna ist im Verlauf der Bauarbeiten eine ökologische 

Baubegleitung einzubunden, die in Rücksprache mit den zuständigen Behördenvertretern ggf. 

Maßnahmen entwickelt und umsetzt, die zum Schutz der vorkommenden Population beiträgt. Mittels 

fachkundiger Begehungen vor Baubeginn sollten erneute Kontrolle vorgenommen werden. Je nach 

Nässe/ Wasserstand im Geländerelief sollte bauabgleitend entschieden werden, ob trotz der 

Vergrämung durch Bautätigkeit/Baufahrzeuge eine Ausgrenzung von Habitaten mittels 

Amphibienzaun vorzunehmen/ sinnvoll ist. 

 

 4.2. Flächenbezogene Maßnahmenvorschläge zur Vermeidung und Minimierung der 

Eingriffsfolgen 

Die Eingriffsfläche ist angepasst an Art/ Umfang des Eingriffs (Gehölzentnahmen und Versiegelung) 

durch die Planenden/ Eigentümer oder Antragssteller einer Baugenehmigung auf einem möglichst 

störungsarmen Geländeteil vor Baubeginn bzw. im zeitnahen Zusammenhang vorzunehmen.  

Die zentrale Grünfläche soll u.a. als Kompensation dienen, als Lebensraum optimiert und mit 

entsprechender Pflege langfristig erhalten bleiben. Dabei ist es wichtig den aktuellen Zustand des 
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Oberbodens auch während der Bautätigkeit zu erhalten / dementsprechend als Tabubereich vor 

Beginn aller Maßnahmen zu kennzeichnen – Befahrungen/ Ablagerungen etc. durchgängig 

auszuschließen. Zur Kontrolle und Pflege der Fläche ist eine Zuwegung einzuplanen und eine 

langfristige Pflege zu sichern. Es wird vorgeschlagen die Fläche jährlich zweimalig zu mähen – mit 

Mahdgutabtrag oder zu beweiden. Die Mahd sollte zum Erhalt der Arten portionsweise erfolgen. Es 

ist zu gewährleisten, dass die Fläche nicht weiter bepflanzt wird und durch Anlieger nicht als 

Gartenerweiterung/ Lagerfläche, Gassi- oder Spielwiese genutzt wird.  

 

 4.3. Begleitende Maßnahmenvorschläge zur Vermeidung und Minimierung der 

Eingriffsfolgen auf dem gesamten Vorhabenbereich 

-Entfällt- 
 

 5. Zusammenfassende Darlegung der naturschutzfachlichen Voraussetzungen für 

eine ausnahmsweise Zulassung des Vorhabens nach § 45 Abs. 7 BNatSchG 

-Entfällt- 
 
 

 6. Zusammenfassung 

Der Auftraggeber hat aufgrund von in Aussicht stehenden Planungen die Untersuchungen 

hinsichtlich potentiell betroffener Artengruppen beauftragt. Dabei sind Artnachweise erbracht und 

potenzielle Eignungen für Arten der Anhänge II und IV nicht ausgeschlossen worden. Die weitere 

Planung/ Entwicklung des Geländes sieht die Umgestaltung als Eigenheimstandort vor. 

Auf Grundlage der vorliegenden Erkenntnisse wurde eine artenschutzrechtliche Prüfung für die 

planungsrelevanten Arten vorgenommen.  

Durch diese projektbezogene Prüfung von möglicherweise vorkommenden Arten des Anhangs IV 

der FFH-Richtlinie konnten vorhabenbedingte und baubedingte Beeinflussungen der betrachteten 

Fauna ermittelt werden. 

Für die ermittelten Arten wurde eine artenschutzrechtliche Prüfung in Gesamtbetrachtung anhand 

des § 44 (1) 1. bis 3. vorgenommen. Dabei wurden Auswirkungen des Vorhabens auf die 

vorkommende und als planungsrelevant geltende Tierart festgestellt.  
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Hierzu zählt das möglicherweise Auftreten der baubedingten Tötung sowie die mögliche 

baubedingte Störung. 

Zur Vermeidung/ Minimierung der Verbotstatbestände § 44 (1) 1. bis 3. wird empfohlen den 

Geländeumbau durch eine Fachkraft aus dem Bereich des Naturschutzes betreuen zu lassen und ggf. 

Maßnahmen in Rücksprache mit der zuständigen Behörde zu entwickeln. Die Baufeldberäumung ist 

zudem außerhalb der Brutzeit vom 01.09. bis Ende Februar (01.03.) eines jeden Jahres einzuplanen. 

Die zentrale Grünfläche soll als Kompensation für den Eingriff aus Sicht des Artenschutzes dienen. 

Entsprechende Vorschläge zur Pflege und Entwicklung der Fläche wurden aufgeführt. 

Eine ausnahmsweise Zulassung des Vorhabens nach § 45 Abs. 7 BNatSchG entfällt, wenn 

Verbotstatbestände wie in den Kapiteln verhindert oder zumindest vermieden werden. 

 

 

 

 

 

Die dargestellten Ergebnisse sind sorgfältig, nach bestem Wissen und Gewissen erwogen worden. Eine 

unberechtigte Vervielfältigung, Veränderung oder Veröffentlichung des Berichtes sowie der darin befindlichen 
Inhalte ist nicht gestattet. 
 
 
 
 

Waren den 25.10.2020 
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